
202 - 1920 - 07 - 13 

1 
 

Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 202 

vom 13. Juli 1920. 

 
Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen die Staatssekretäre Dr. R e i s c h und Dr. 

R e n n e r, sowie der Leiter des Staatsamtes für Volksernährung, ferner alle 

Unterstaatssekretäre. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Finanzen Sektionschef Dr. G r i m m; ferner zu Punkt 3 und 4: vom 

Staatsamte für Heerwesen: Sektionschef Dr. K r a l o w s k y, Oberst K ö r n e r und 

Ministerialsekretär Dr. H e c h t; 

zu Punkt 5 und 6: von der Staatskanzlei: Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h zu Punkt 6: vom 

Staatsamt für Inneres und Unterricht: Ministerialrat Dr. R u b e r; zu Punkt 8: der 

Vizepräsident der Staatskommission für Kriegsgefangene, Abgeordneter Paul R i c h t e r; 

zu Punkt 11: vom Staatsamte für Verkehrswesen: Ministerialrat Ing. D i t t e s und 

Sektionsrat Dr. H u b e r. 

 

Vorsitz: 

Staatssekretär Dr. M a y r. 

 

Dauer: 

20.00 – 00.00 

 

Reinschrift (35 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift (zweifach), Entwurf der TO 

Nicht behandelte Beilage betr. Antrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten 

auf Ernennung des Vorsitzenden der Hauptstelle f. Volksbekleidung (1 Seite) 

Nicht behandelte Beilage betr. Vortrag des StA. f. land- und Forstwirtschaft Zl. 4582 über den 

Vergleich zwischen der Forst- und Domänendirektion Wien und der Fa. Gelsinger in Wien (1 

Seite) 

 

Inhalt: 
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1. Ausgabe einer Kärntner-Abstimmungsmarke. 

2. Ermächtigung des Vorstandes des Länderzentralbureaus in Graz zu Verhandlungen 

mit der jugoslavischen Regierung in Angelegenheit der Grenzfestsetzung. 

3. Entwurf eines Nachtrages zum Militärabbaugesetz. 

4. Entwurf eines Gesetzes über die Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im Heere 

(Heeresdisziplinargesetz). 

5. Gesetzentwürfe über die Wahl und die Einberufung der Nationalversammlung und 

über die Wahlordnung für die Nationalversammlung. 

6. Gesetzentwurf über die Aufnahme des Burgenlandes in das Staatsgebiet der Republik 

Österreich. 

7. Schadensvergütung anlässlich des Boykottes gegen Ungarn. 

8. Vertrag mit der russischen Regierung über den Heimtransport der Kriegs- und 

Zivilgefangenen. 

9. Erhöhung der Tabakersatz-Lizenzgebühr. 

10. Geschäftsordnung für den Kabinettsrat und Dienstesanweisung für die 

Unterstaatssekretäre. 

11. Gesetzesvorlage betreffend die Einführung der elektrischen Zugförderung auf den 

Staatsbahnen der Republik Österreich. 

12. Gesetzentwurf, womit das Gesetz, betreffend das Verbot der Ausfuhr und 

Veräußerung von Gegenständen geschichtlicher, künstlerischer oder kultureller 

Bedeutung ergänzt wird. 

13. Invalidenbeschäftigungsgesetz. 

14. Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Regulierung 

des Michelstettnergrabens in der Gemeinde Michelstetten und betreffend die 

Verbauung des Ortsgrabens in der Gemeinde Petronell. 

15. Novelle zur Wiener Bauordnung. 

16. Beschluss des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Aufnahme eines 

Darlehens seitens der Landeshauptstadt Linz. 

17. Gesetzesbeschluss der vorläufigen Landesverfassung von Kärnten, betreffend die 

Verwaltung der Kommunalvermögen in den Städten und Märkten des Landes 

Kärnten. 

18. Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, betreffend die Abänderung der 

Brückenmautgebühren zur Erhaltung der Salzachbrücke in Golling. 

19. Beteiligung des Staates an der oberösterreichischen Wasserkraft- und Elektrizitäts-
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Aktien-Gesellschaft in Linz. 

20. Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Aufnahme eines 

Landesinvestitionsanlehens, und Erteilung der Pupillarqualifikation für die 

auszugebenden Teilschuldverschreibungen. 

21. Lohnbewegung unter den landwirtschaftlichen Arbeitern in Niederösterreich. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2 betr. Ermächtigung des Vorstands des Länderzentralbüros in Graz zu 

Verhandlungen mit der jugoslavischen Regierung in Angelegenheiten der Grenzfestsetzung (1 

Seite) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Entwurf eines Nachtrags zum Militärabbaugesetz (6 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4 betr. Entwurf des Heeresdisziplinargesetzes mit Begründung (16 Seiten, 

gedruckt) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Gesetzesentwurf über die Wahl und die Einberufung der 

Nationalversammlung mit erläuternden Bemerkungen (3 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Gesetzesentwurf über die Wahlordnung für die 

Nationalversammlung (10 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Gesetzesentwurf über die Aufnahme des Burgenlandes in das 

Staatsgebiet der Republik Österreich (zweifach) mit erläuternden Bemerkungen zur 

Regierungsvorlage (11 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vertrag mit der russischen Regierung über den Heimtransport der 

Kriegs- und Zivilgefangenen (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Gesetz über die Einführung der elektrischen Zugförderung auf den 

Staatsbahnen der Republik Österreich mit 19 Beilagen (95 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 12 betr. ad Zl. 382/U (Unterrichtsamt) Ergänzung des Gesetzes zum Verbot 

der Ausfuhr und der Veräußerung von Gegenständen geschichtlicher, künstlerischer oder 

kultureller Bedeutung ((2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Entwurf des Invalidenbeschäftigungsgesetzes mit erläuternden 

Bemerkungen (20 Seiten) 

Beilage zu Punkt 14 betr. Vortrag des StA. f. Land- und Forstwirtschaft Zl. 14.524/1920 über 

den Gesetzesbeschluss des nö. Landtages für die Regulierung des Michelstettnergrabens und 

für die Verbauung des Ortsgrabens in Petronell (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Vortrag des StA. f. Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten über 

die Novelle zur Wiener Bauordnung (4 Seiten, zweifach) 
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Beilage zu Punkt 16 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

26.773/1920 über den Beschluss des oö. Landtages zur Aufnahme eines Darlehens bis zu 

Höhe von 22 Mill. Kronen seitens der Landeshauptstadt Linz (1 Seite, zweifach) 

Beilage zu Punkt 17 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

27.505/1920 über den Gesetzesbeschluss der Kärntner Landesversammlung für die 

Verwaltung der Kommunalvermögen in den Städten und Märkten des Landes Kärnten (4 

Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 18 betr. Auszug für den Vortrag des StA. f. Inneres und Unterricht Zl. 

28.689/1920 über den Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages zur Abänderung der 

Brückenmautgebühren zur Erhaltung der Salzachbrücke in Golling (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 19 betr. Antrag des StSekr. Ellenbogen Zl. 833 WEWA auf Beteiligung der 

Republik Österreich an der oö. Wasserkraft- und Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft in Linz (7 

Seiten, zweifach) 

 

1. 

Ausgabe einer Kärntner Abstimmungsmarke. 

Der V o r s i t z e n d e macht dem Kabinettsrat Mitteilung, dass ihm eine Abordnung aller 

drei Parteien des Landes Kärnten den Wunsch vorgebracht habe, es möge für das Volks-

Abstimmungsgebiet in Kärnten eine eigene Marke aufgelegt werden, deren Reinertrag für 

Zwecke der Abstimmung zu verwenden wäre. Redner erbitte die Äußerung des Kabinettsrates 

zu dieser Anregung. 

Staatssekretär Dr. P e s t a erklärt, dass zunächst die Generalpostdirektion gehört werden 

müsste, ob von technischen Gesichtspunkten aus der Einführung einer solchen 

Abstimmungsmarke Schwierigkeiten im Wege stünden. Redner verweist ferner darauf, dass 

mit dem Kabinettsratsbeschluss vom 28. Mai d. J. die Frage der Einführung von 

Wohltätigkeitsmarken einer Kabinettskonferenz zum Studium überwiesen worden sei und 

durch Ausgabe einer Kärntner Abstimmungsmarke der Schlussfassung der 

Kabinettskonferenz eventuell in unliebsamer Weise vorgegriffen werden könnte. 

Unterstaatssekretär M i k l a s glaubt, dass die Regierung dem einmütigen Wunsche aller 

politischen Parteien des Landes Kärnten im Hinblick auf die historische und für Österreich 

weittragende Bedeutung des Anlasses Folge geben sollte. Es sei aber zu bedenken, ob nicht 

etwa die Entente eine derartige Aktion als staatliche Beeinflussung der Abstimmung auslegen 

und Österreich dadurch in Schwierigkeiten geraten könnte. Es müsste also zunächst jedenfalls 

die Anschauung des Staatssekretärs für Äußeres eingeholt werden. 
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Der Kabinettsrat beschließt sohin, soferne nicht noch sachliche oder politische Bedenken 

auftauchen, die Auflegung einer „Kärntner Abstimmungsmarke“ in Aussicht zu nehmen. 

 

2. 

Ermächtigung des Vorstandes des Länderzentralbureaus in Graz zu Verhandlungen mit der 

jugoslavischen Regierung in Angelegenheit der Grenzfestsetzung. 

Der V o r s i t z e n d e teilt mit, dass laut eines Berichtes des Vorstandes des 

Länderzentralbureaus in Graz, Hofrates Dr. G l a n z, der Chef der Internationalen 

Räumungskommission für Radkersburg, Oberst G o s s e t, den Gedanken einer unmittelbaren 

Aussprache zwischen Vertretern der österreichischen und der jugoslawischen Regierung über 

die Festlegung der künftigen Staatsgrenze ventiliert habe. Oberst Gosset stehe Österreich sehr 

wohlwollend gegenüber und bekunde der Republik insbesondere in der Frage des Abstaller- 

Beckens ein warmes Interesse. Es erscheine darum nicht ausgeschlossen, dass in dieser 

Hinsicht dank der englischen Vermittlung für Österreich Zugeständnisse von Jugoslavien 

erreicht werden könnten. 

Nach einer kurzen Debatte, an welcher sich Staatssekretär Dr. D e u t s c h und 

Unterstaatssekretär M i k l a s beteiligten, ermächtigt der Kabinettsrat - vorbehaltlich der 

Zustimmung des Staatsamtes für Äußeres - den Vorstand des Länderzentralbureaus in Graz, 

Hofrat Dr. G l a n z, im Falle einer Anregung von Seite des Obersten Gosset im 

Zusammenhang mit der Frage der Aufhebung der jugoslavischen Besetzung der im 

Staatsvertrag von St. Germain Österreich zugesprochenen Orte mit Vertretern der 

jugoslawischen Regierung über die Frage der Festlegung der zukünftigen Staatsgrenze in 

unverbindliche Besprechungen einzutreten, um auf diesem Wege die Erhaltung des Abstaller-

Beckens bei Österreich anzustreben. 

 

3. 

Entwurf eines Nachtrages zum Militärabbaugesetz. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h berichtet, dass die vom Kabinettsrat in der Sitzung vom 9. 

Juli l. J. unter Zuziehung von Vertretern der politischen Parteien eingesetzte 

Kabinettskonferenz die Frage der Einbringung des von Redner beantragten Entwurfes eines 

Nachtrags zum Militärabbaugesetz eingehend beraten habe und übereinstimmend zu der 

Anschauung gelangt sei, dem Kabinettsrate die rascheste Einbringung der Vorlage in 

abgeänderter Form zu empfehlen. Alle drei Parteien stehen auf dem Standpunkte, dass der 

Abbau durch Verbesserung der Abfertigungsbedingungen erleichtert werden solle, um 



202 - 1920 - 07 - 13 

6 
 

namentlich jenen zahlreichen Militärberufsgagisten das Ausscheiden aus dem aktiven 

Verhältnis zu ermöglichen, die sich nur wegen der Unzulänglichkeit der ihnen nach dem 

Militärabbaugesetz vorgesehenen Versorgungsgenüsse zum Eintritt in die neue Wehrmacht 

gemeldet haben. Redner müsse aber darauf aufmerksam machen, dass von allen drei Parteien 

die Gleichstellung der Militärgagisten mit den Zivilstaatsbediensteten verlangt werde und sich 

daraus gelegentlich der Verhandlung des Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung eine 

Reihe von Abänderungsanträgen mit einer beträchtlichen finanziellen Mehrbelastung für den 

Staatsschatz ergeben dürfte. Redner ersuche daher das Staatsamt für Finanzen, zur 

Erleichterung der Verhandlungen dieser finanziellen Fragen dem Ausschuss für Heerwesen 

rechtzeitig Berechnungen über das finanzielle Erfordernis im Falle der Verschiebung der 

Pensionsgrenze von 20 auf 24 beziehungsweise 14 Jahre zur Verfügung zu stellen. 

Staatssekretär H e i n l bekräftigt die Ausführungen des Vorredners namens der 

christlichsozialen Partei. 

Sektionschef Dr. G r i m m verweist darauf, dass die in Aussicht gestellten Abänderungen 

dem seinerzeit einstimmig gefassten Beschlusse des Kabinettsrates widersprechen, 

demzufolge der dritte Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz auf Militärberufspersonen 

nicht zur Anwendung zu bringen sei. 

Der Kabinettsrat nimmt die Ausführungen des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h zur 

Kenntnis und genehmigt die Einbringung des vorgelegten Gesetzentwurfes in der 

Nationalversammlung.  

 

4. 

Entwurf eines Gesetzes über die Handhabung der Disziplinarstrafgewalt im Heere 

(Heeresdisziplinargesetz). 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h gibt eine Darstellung über den Verlauf der Beratungen der 

mit Beschluss vom 9. Juli l. J. für das Heeresdisziplinargesetz eingesetzten 

Kabinettskonferenz. Redner erörtert zunächst die Gründe, welche die in der 

Kabinettskonferenz vertretenen politischen Parteien davon Abstand nehmen ließen, 

Freiheitsstrafen als Disziplinarmittel einzuführen und erörtert sodann in ausführlicher Weise 

die in Artikel VI vorgenommenen Abänderungen hinsichtlich der Zusammensetzung der 

Disziplinarsenate. Demnach sollen die Disziplinarsenate I. Instanz unter dem Vorsitz eines 

Stabsoffiziers aus zwei Beisitzern bestehen, welche der Kategorie des Beschuldigten 

angehören. Für die Disziplinarsenate II. Instanz sei, um das Dirimierungsrecht des 

Vorsitzenden entbehrlich zu machen, eine Vermehrung der Zahl der Kommissionsmitglieder 
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von 4 auf 5 vorgesehen worden. Die Disziplinarsenate II. Instanz werden sich demnach aus 

einem Richter als Vorsitzenden und vier Beisitzern, nämlich je einem Offizier, einem 

Unteroffizier und einem Wehrmann sowie einem fünften Kommissionsmitglied aus jener 

Gruppe von Heeresangehörigen zusammensetzen, welche der Beschuldigte zu bezeichnen hat. 

Die letztere Bestimmung trage dem Umstande Rechnung, dass das Offiziers- und 

Unteroffizierskorps der neuen Wehrmacht keine einheitliche Zusammensetzung zeige und 

einem aus dem Stande der Wehrmänner aufgestiegenen Beschuldigten des Unteroffiziers- 

oder Offizierskategorie die Möglichkeit geboten werden solle, eine Verstärkung des 

Einflusses jener Gruppe in den Senaten herbeizuführen, zu der er nach seiner Laufbahn das 

größte Vertrauen habe. Bezüglich der übrigen Abänderungen nimmt Redner auf den dem 

Kabinettsrate vorliegenden korrigierten Gesetzestext Bezug. 

Der sprechende Staatssekretär stellt abschließend fest, dass die christlichsoziale Partei zu 

den vorgenommenen Abänderungen zwar nicht ihre Zustimmung erteilt, wohl aber sich mit 

der Einbringung der Vorlage in der Nationalversammlung einverstanden erklärt habe. Er bitte 

demnach um die Ermächtigung zur Einbringung des Gesetzentwurfes schreiten zu dürfen. 

Staatssekretär H e i n l bemerkt, dass seine Partei gegen die Neufassung des Artikels VI 

Bedenken hege und daher nur auf die Einbringung der Vorlage mit dem ursprünglichen 

Wortlaute eingehen könne. 

Nach der Aufklärung des Staatssekretärs Dr. D e u t s c h, dass der Beschuldigte nicht 

berechtigt sein solle, das fünfte Kommissionsmitglied der Person nach zu bezeichnen, 

sondern nur jene Gruppe zu bestimmen, aus der es zu entnehmen sei, zieht Staatssekretär 

H e i n l den Einwand mit dem Vorbehalte zurück, dass die christlichsoziale Partei sich für 

ihre Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf in der Nationalversammlung vollkommen freie 

Hand bewahre. 

Der Kabinettsrat erteilt schließlich dem Staatssekretär für Heerwesen die Ermächtigung, 

den Entwurf des Heeresdisziplinargesetzes mit den von der Kabinettskonferenz beschlossenen 

Abänderungen in der Nationalversammlung einzubringen. 

 

5. 

Gesetzentwürfe über die Wahl und die Einberufung der Nationalversammlung und über die 

Wahlordnung für die Nationalversammlung. 

Der V o r s i t z e n d e weist auf die Notwendigkeit hin, ehestens die gesetzlichen 

Unterlagen für die Wahl der neuen Nationalversammlung zu schaffen. Er unterbreitet daher 

dem Kabinettsrate die Entwürfe für ein Gesetz über die Wahl und die Einberufung der 
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Nationalversammlung sowie eines Gesetzes über deren Wahlordnung und erbittet die 

Ermächtigung des Kabinettsrates, die beiden Vorlagen in der nächsten Sitzung der 

Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

Über Einladung des V o r s i t z e n d e n erstattet Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h dem 

Kabinettsrate Bericht über die wesentlichsten Bestimmungen der beiden Entwürfe sowie 

besonders über die Gesichtspunkte, welche den Bestimmungen über die in der Wahlordnung 

neu eingeführte Verwertung der Stimmreste zugrunde liegen. Redner bemerkt, dass die beiden 

Entwürfe das Ergebnis der Beratungen der Wahlordnungskommission des Hauptausschusses 

bilden, wobei jedoch einerseits die Art der Verteilung der Mandate innerhalb der einzelnen 

Wahlkreise sowie die Bestimmung der Mandatsdauer den Beratungen im 

Verfassungsausschuss vorbehalten worden sei. 

Der Kabinettsrat erteilt die Ermächtigung zur Einbringung der beiden Gesetzentwürfe in 

der Nationalversammlung. 

 

6. 

Gesetzentwurf über die Aufnahme des Burgenlandes in das Staatsgebiet der Republik 

Österreich. 

Der V o r s i t z e n d e unterbreitet dem Kabinettsrate neuerlich den bereits in der Sitzung 

vom 16. Juni d. J. behandelten Entwurf eines Gesetzes über die Aufnahme des Burgenlandes 

in das Staatsgebiet der Republik Österreich und erbittet sich, im Hinblick auf die unmittelbar 

bevorstehende Ratifikation des Staatsvertrages von St. Germain die Ermächtigung zur 

Einbringung dieser Vorlage in der Nationalversammlung. 

Nachdem über Einladung des V o r s i t z e n d e n Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h den 

Entwurf im Einzelnen erläutert hatte, entwickelt sich eine eingehende Debatte insbesondere 

über die §§ 1, 7 und 10. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r gibt der Anschauung Ausdruck, dass im § 1 die Worte „von 

Ungarn abzutretende“ zu entfallen hätten, weil dieser Passus die Setzung eines positiven 

Aktes auf Seite Ungarns voraussetzen würde. 

Unterstaatssekretär M i k l a s glaubt, dass die in § 7, Absatz 2, der Staatsregierung erteilte 

Ermächtigung, „jeweils die im Burgenland geltenden Gesetze und sonstigen Vorschriften im 

Wege von Vollzugsanweisungen zu ändern, soweit solche Maßnahmen aus Rücksichten der 

Rechtsangleichung oder aus sonstigen wichtigen Gründen notwendig und unaufschiebbar 

erscheinen“, derart weitgehend sei, dass sie eine Regierung, insbesondere das gegenwärtige, 

eigentlich unpolitische Kabinett kaum zu tragen vermöchte. Er beantrage daher nach dem 
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Worte „ermächtigt“ den Zusatz „mit Zustimmung des Hauptausschusses“ einzuschalten. 

Ministerialrat Dr. F r ö h l i c h bemerkt hiezu, dass bei der nach Ratifizierung des 

Staatsvertrages von St. Germain zu übernehmenden Verwaltung des Burgenlandes 

unaufschiebbare Maßnahmen in einen Zeitpunkt zu treffen sein werden, wo der 

Hauptausschuss voraussichtlich nicht zur Verfügung stehen werde. Auch handle es sich ja 

nicht darum, österreichische Gesetze zu ändern, sondern österreichische Gesetze in Kraft zu 

setzen. Den vorgebrachten Bedenken könnte dadurch Rechnung getragen werden, dass der 

Staatsregierung im Gesetze der Auftrag erteilt werde, die im Gegenstande erlassenen 

Vollzugsanweisungen ähnlich wie dies bei den auf Grund des kriegswirtschaftlichen 

Ermächtigungsgesetzes erlassenen Vollzugsanweisungen der Fall sei, periodisch der 

Nationalversammlung zur Kenntnis zu bringen. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h und Unterstaatssekretär M i k l a s vertreten weiters die 

Anschauung, dass die Fassung des § 10, betreffend die Übernahme der im ungarischen 

öffentlichen Dienste stehenden Personen in den österreichischen Dienst zu weit gehend sei. 

Der Kabinettsrat erteilt schließlich die Ermächtigung zur Einbringung des Gesetzentwurfes 

in der Nationalversammlung mit nachstehenden Änderungen: 

1) Im § 1 haben die Worte „von Ungarn abzutretende“ zu entfallen. 

2) Der § 10, Absatz 1, hat zu lauten: „Personen, die bei Inkrafttreten dieses 

Gesetzes in einem ungarischen öffentlichen Dienst stehen, in einer Gemeinde des 

Burgenlandes zuständig sind und erklären, dass sie in der Republik Österreich Dienst 

leisten und ihr das Gelöbnis der Treue ablegen wollen, können vorbehaltlich näherer 

Regelung ihrer Dienstesverhältnisse und der Entscheidung über ihre endgiltige 

Übernahme in den österreichischen öffentlichen Dienst in Verwendung genommen 

werden, wenn sie den an sie zu stellenden Anforderungen entsprechen und auch der 

Staatssprache der Republik Österreich mächtig sind.“ 

3) Der § 7 ist durch einen Zusatz zu ergänzen, wodurch die periodische Vorlage 

der erlassenen Vollzugsanweisungen an die Nationalversammlung vorgesehen wird. 

 

7. 

Schadensvergütung anlässlich des Boykotts gegen Ungarn. 

Der V o r s i t z e n d e macht dem Kabinettsrate die Mitteilung, dass bei ihm Abordnungen 

niederösterreichischer und steirischer Grenzbewohner gegen Ungarn die Bitte vorgebracht 

haben, der Kabinettsrat möge Mittel der Abhilfe gegen die ihnen aus dem Boykott gegen 

Ungarn erwachsenden wirtschaftlichen Schäden in Erwägung ziehen. Durch den Boykott sei 
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den Landwirten an der Grenze, welche auf ungarischem Gebiet Grund und Boden besitzen, 

die Möglichkeit genommen, von dort die Fechsung einzubringen, so dass der Ernteertrag 

nunmehr entweder verderbe, oder in unberufene Hände gelange.  

Redner erbitte eine Äußerung des Kabinettsrates, in welcher Weise den österreichischen 

Staatsbürgern an der ungarischen Grenze gegen die Folgen des Boykottes eine Erleichterung 

geschaffen werden könnte. 

Staatssekretär H e i n l verweist darauf, dass der Boykott - abgesehen von der 

Grenzbevölkerung - auch sonst großen wirtschaftlichen Schaden anrichte. Besonders die 

Kohlenversorgung von Wien sei dadurch in Mitleidenschaft gezogen, weil infolge der Sperre 

der Zillingsdorfer Kohle für das Elektrizitätswerk in Ebenfurt Kohle vom Wiener 

Elektrizitätswerk zugeführt werden müsse. Dadurch leide die Bevorrätigung des 

Elektrizitätswerkes mit Winterkohle und Redner müsse jede Verantwortung für die daraus 

entstehenden Folgen ablehnen. Er habe in der Angelegenheit bereits eine Note an das 

Staatsamt für Äußeres gerichtet und darin gebeten, die Angelegenheit in ein rascheres Tempo 

zu bringen. 

Staatssekretär H a n u s c h erachtet eine Beschlussfassung des Kabinettsrates in der 

Angelegenheit als unmöglich, da die Regierung außerhalb des Boykotts stehe. Er schlägt vor, 

der Vorsitzende möge sich zur Herbeiführung von Erleichterungen für die österreichischen 

Grenzbewohner mit dem internationalen Permanenz-komitee für die Durchführung des 

Boykottes in‘s Einvernehmen setzen. 

Der Leiter des Staatsamtes für Volksernährung gibt bekannt, dass auch die Obst- und 

Gemüseversorgung von Wien durch den Boykott schwer beeinträchtigt werde. 

Sektionschef Dr. G r i m m erklärt, dass der Staat keinerlei gesetzliche Verpflichtung habe, 

für Schäden irgendwelcher Art aus dem Boykott Ersatz zu leisten. Etwaige Besprechungen 

mit dem Permanenzkomitee müssten daher sehr vorsichtig geführt werden, um nicht die 

Handhabe zu bieten, daraus eine Schadenersatzpflicht des Staates abzuleiten. Auch den 

Landwirten an der ungarischen Grenze könne aus Staatsmitteln keinerlei Entschädigung 

geboten werden. Denn würde einmal mit einer derartigen Ersatzleistung für die Folgen des 

Boykotts begonnen, ließen sich dafür keine Grenzen mehr feststellen, und der Staat hätte 

schließlich für alle Arten wirtschaftlicher Nachteile aus dem Boykott aufzukommen. 

Unterstaatssekretär M i k l a s erklärt es als unmöglich, die Angelegenheit in Abwesenheit 

aes Staatssekretärs für Äußeres zu verhandeln, da sie nicht nur innerpolitische Bedeutung 

besitze, sondern auch in engstem Zusammenhang mit auswärtigen Fragen stehe. Gegen den 

Vorschlag des Staatssekretärs H a n u s c h, dass sich der Versitzende des Kabinettes an das 
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Permanenzkomitee wenden möge, hege Redner aus außenpolitischen Gründen die schwersten 

Bedenken. Denn die österreichische Staatsregierung könne sich nur wieder an eine auswärtige 

Macht wenden, die bei uns offiziell vertreten ist, aber nicht an ein anonymes Komitee. Der 

sprechende Unterstaatssekretär erinnert daran, dass er bereits zweimal im Kabinettsrate auf 

die großen Gefahren des Boykottes aufmerksam gemacht und seine abweichende Ansicht 

darüber zu Protokoll gegeben habe. Er habe damals anknüpfend an die Worte des 

Staatskanzlers Dr. R e n n e r, dass der Boykott ein Kriegsmittel darstelle, darauf hingewiesen, 

dass dieses Kriegsmittel von Personen gehandhabt werde, welche der österreichischen 

Staatshoheit unterstehen und sich obendrein in einem staatlichen Dienstverhältnis befinden. 

Der Boykott werde auf österreichischem Gebiet und unter Anwendung österreichischer 

staatlicher Mittel ausgeübt. Darin liege - abgesehen von den Schäden für die Volkswirtschaft -

ein auf die Dauer unerträglicher Zustand. 

Redner müsse zugeben, dass die Regierung nicht im Stande sei, diese Frage zu lösen; er 

bitte aber den Vorsitzenden des Kabinettes sich über die Boykottfrage mit den politischen 

Parteien im Hauptausschusse auseinanderzusetzen und von ihnen bestimmte Direktiven 

einzuholen, welche Maßnahmen die Staatsregierung angesichts der Gefährdung der innen- 

und außenpolitischen Situation in der Boykottfrage zu ergreifen habe. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h erklärt, die sozialdemokratische Partei lege kein Gewicht 

darauf, dass sich der Vorsitzende mit dem Permanenzkomitee in Verbindung setze. Der 

Vorschlag des Staatssekretärs H a n u s c h sei nur so gemeint gewesen, dass man sich an jene 

Faktoren zu wenden hätte, von denen die behauptete Schädigung ausgeht. Eine offizielle 

Anerkennung des Permanenzkomitees sei dadurch nicht gegeben und Staatssekretär 

H a n u s c h habe auch nur daran gedacht, dass der Vorsitzende mit dem österreichischen 

Gewerkschaftsvertreter H u e b e r die Möglichkeit erörtere, inwieweit für einzelne 

Staatsbürger eine durch den Boykott verursachte Schädigung abgewendet werden könnte. Das 

Kabinett sei sich von jeher darüber im klaren gewesen, dass der Boykott gegen die Gesetze 

verstoße, die Regierung aber keine Machtmittel habe, etwas dagegen zu unternehmen. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n weist darauf hin, dass den von Staatssekretär 

H a n u s c h vorgeschlagenen Weg die Regierungen anderer Staaten bereits mehrfach 

beschritten haben. So sei die amerikanische Regierung ohne völkerrechtliche Bedenken mit 

dem Komitee wegen Durchlassung von amerikanischen Liebesgaben nach Ungarn in 

Verbindung getreten- und Redner selbst habe während seiner Leitung des Staatsamtes für 

Handel und Gewerbe beim Permanenzkomitee wegen der Durchlassung von Lokomotiven zur 

Heranbringung von Benzin aus Rumänien mit günstigem Erfolge interveniert. Es handle sich 
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um einen Krieg, den eine außerhalb der Gesetze stehende, aber faktisch vorhandene Macht 

führe, mit der sich die Regierung, so gut es geht, auseinandersetzen müsse. 

Der V o r s i t z e n d e glaubt den Intentionen des Kabinettes dadurch am besten zu 

entsprechen, dass er sich über die vorgebrachten Klagen mit. dem Staatssekretär für Äußeres 

und mit dem Hauptausschusse in Verbindung setze. 

Der Kabinettsrat stimmt einem derartigen Vorgehen des Vorsitzenden zu. 

 

8. 

Vertrag mit der russischen Regierung über den Heimtransport der Kriegs- und 

Zivilgefangenen. 

Über Einladung des V o r s i t z e n d e n unterbreitet der Vizepräsident der 

Staatskommission für Kriegsgefangene Abgeordneter Paul R i c h t e r dem Kabinettsrate den 

Entwurf eines zwischen ihm als Vertreter der Regierung der Republik Österreich und dem 

Vertreter der Regierung der russischen und ukrainischen sozialistischen Sowjetrepubliken, 

Herrn Maxim L i t v i n o f f, vereinbarten Vertrages, betreffend die Rückkehr der Kriegs- und 

Zivilgefangenen. 

Staatssekretär H e i n l und Unterstaatssekretär M i k l a s geben der Anschauung 

Ausdruck, dass einzelne Bestimmungen des Vertrages von derartiger politischer Tragweite 

seien, dass die letzte Entscheidung über die Frage der Ratifikation dem Hauptausschuss 

überantwortet werden sollte. 

Staatssekretär Dr. R o l l e r erklärt, dass er es dem Kabinettsrat überlassen müsse, seine 

Beschlussfassung unabhängig von den noch unerledigten einschlägigen Rechtsfragen vom 

Standpunkte der bei der Angelegenheit mitspielenden überragenden politischen Rücksichten 

zu treffen. 

Der Kabinettsrat genehmigt den Vertragsentwurf vorbehaltlich der am morgigen Tage 

einzuholenden Zustimmung des Hauptausschusses der Nationalversammlung. 

 

9. 

Erhöhung der Tabakersatz-Lizenzgebühr. 

Der V o r s i t z e n d e erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, einen ihm 

zugekommenen Antrag des Staatsamtes für Finanzen, betreffend die Erhöhung der 

Tabakersatz-Lizenzgebühr, dem Präsidium der Nationalversammlung zur verfassungsmäßigen 

Behandlung im Sinne des § 3 des Gesetzes vom 13. April 1920, St.G.Bl. Nr. 180, übermitteln 

zu dürfen. 



202 - 1920 - 07 - 13 

13 
 

 

10. 

Geschäftsordnung für den Kabinettsrat und Dienstesanweisung für die Unterstaatssekretäre. 

Der V o r s i t z e n d e legt dem Kabinettsrat die Frage zur Entscheidung vor, ob die vom 

vorigen Kabinett mit Beschluss vom 18. Oktober 1919 eingeführte Geschäftsordnung für den 

Kabinettsrat sowie die mit Beschluss vom 31. Oktober 1919 genehmigte Dienstesanweisung 

über die Stellung der Unterstaatssekretäre weiter in Kraft zu bleiben haben. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n hebt hervor, dass die gegenwärtigen 

Unterstaatssekretäre insofern eine andere Stellung einnehmen, wie die des früheren Kabinetts, 

als ihnen bereits gelegentlich ihrer Wahl ein bestimmter Wirkungskreis zugewiesen wurde. 
Die Dienstesanweisung könne auf sie daher nur soweit Geltung finden, als bei ihrer 

Bestellung über ihre sachliche Zuständigkeit keine anderweitigen Bestimmungen getroffen 

wurden. 

Der Kabinettsrat beschließt, die Geschäftsordnung und die Dienstesanweisung mit der von 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n angedeuteten Einschränkung weiter in Wirksamkeit zu 

belassen. 

 

11. 

Gesetzesvorlage betreffend die Einführung der elektrischen Zugförderung auf den 

Staatsbahnen der Republik Österreich. 

Staatssekretär Dr. P e s t a erinnert daran, dass der Kabinettsrat mit Beschluss vom 16. 

März l. J. die Staatsgüter für Verkehrswesen und für Finanzen beauftragt habe, mit aller 

Beschleunigung ein Investitionsgesetz über die Elektrisierung der westlichen Linien der 

österreichischen Staatsbahnen auszuarbeiten und derart zur Einbringung in der 

Nationalversammlung fertigzustellen, dass es dort noch vor dem 1. Juli l. J. verabschiedet 

werden könne. 

In Anbetracht dieses Beschlusses stehe das Staatsamt für Verkehrswesen im Einvernehmen 

mit dem Präsidenten des Wasserkrafts- und Elektrizitätswirtschaftsamtes auf dem 

Standpunkte, dass dieser Gesetzentwurf, dessen Verabschiedung im Interesse planmäßiger 

Fortführung der im Gange befindlichen Elektrisierungsarbeiten in der dem Baufortschritte 

günstigsten Jahreszeit dringend geboten erscheine, zu dem Arbeitsprogramme gehöre, dessen 

Bewilligung sich die tagende Nationalversammlung zur Aufgabe gesetzt habe. 

Redner komme nunmehr dem erteilten Auftrage durch die Vorlage des dem Kabinettsrate 

unterbreiteten Gesetzentwurfes, betreffend die Einführung der elektrischen Zugförderung auf 
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den Staatsbahnen der Republik Österreich, nach. Der Entwurf scheide sich inhaltlich in zwei 

Teile, von denen der erste die Aufstellung eines Bauprogrammes und der zweite das 

Gelderfordernis und dessen Aufbringung zum Gegenstande habe. Das Bauprogramm des 

Entwurfes beruhe auf den Entschließungen des Kabinettsrates vom 16. März d. J. der aus den 

im Motivenberichte wiedergegebenen Gründen die Auswahl der zu elektrisierenden 

Eisenbahnlinien gutgeheißen habe. 

Der Aufwandsplan gründe sich auf den Kabinettsratsbeschluss vom 29. April d. J., der den 

in den Gesetzentwurf einzustellenden Baukostenaufwand auf den Betrag von 3 Milliarden 

Kronen festgesetzt habe. 

Bekanntlich seien sowohl Kraftwerksbauten, als Streckenausrüstungsarbeiten (am 

Innsbrucker Westbahnhofe und im Arlbergtunnel), ferner der Bau von elektrischen 

Lokomotiven und Speichertriebwagenzügen bereits im Gange; die Berechtigung zu diesen 

Maßnahmen leite die Staatsbahnverwaltung aus Artikel 8 des Finanzgesetzes vom 20. Mai 

1920, St.G.Bl. Nr. 230, der die Staatsregierung zu den geeigneten Vorkehrungen zur 

Elektrisierung Im Rahmen zugewiesener Kredite ermächtigte und ferner daraus ab, dass die 

Regierung in den Kabinettsratsbeschlüssen vom 16. März 1920 und 29. April einstimmig für 

die Notwendigkeit der raschen Elektrisierung der Eisenbahnen ausgesprochen habe. 

Aus der Tatsache, dass bis Ende des Verwaltungsjahres 1919/20 für die Elektrisierung bloß 

rund 54 ½ Millionen Kronen ausgegeben wurden, obgleich nach dem Finanzgesetz 95 

Millionen Kronen und nach der Ausgabenermächtigung des Kabinettsratsbeschlusses vom 16. 

März 1920 sogar mindestens 200 Millionen Kronen zur Verfügung standen, könne ersehen 

werden, dass sich die Ausgabengebarung streng in den Grenzen der Ausgabenermächtigung 

hielt. Dessen ungeachtet müsse aber auch festgestellt werden, dass die bereits eingegangenen 

Verpflichtungen im Verlaufe der Bauarbeiten jeglicher Art mit namhaften Beträgen in die 

Erscheinung treten werden. Unter solchen Verhältnissen reiche das nach dem einmonatigen 

Budgetprovisorium auf den Monat Juli l. J. entfallende Zwölftel des Vorjahrskredites das ist 

rund 8 Millionen Kronen für die laufenden Erfordernisse unmöglich aus, weshalb sich auch 

der Kabinettsrat bestimmt gefunden habe, mit dem Beschlusse vom 2. Juli 1920 eine 

Ausgabenermächtigung im Betrage von 100 Millionen Kronen zu erteilen. Dass sich der 

Anspruch der Staatseisenbahnverwaltung dabei tatsächlich streng im Rahmen der 

unvermeidbaren Ausgaben gehalten habe, erhelle aus dem Umstande, dass von diesen 100 

Millionen Kronen bereits rund 80 Millionen Kronen für An- und Teilzahlungen angewiesen 

worden seien. 

Nun könne aber die einmal - nicht ohne Überwindung der größten Schwierigkeiten - in 
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Fluss gebrachte Bauarbeit nicht ohne den schwersten Schaden für den bereits erzielten 

Arbeitsfortschritt und nicht ohne gefährliche Rückwirkungen in sozialpolitischer Hinsicht 

wieder gedrosselt werden. 

Diesen Erwägungen sollen die §§ 4 bis 6 des Gesetzentwurfes, die aus der 

einvernehmlichen Arbeit der Staatsämter für Verkehrswesen und für Finanzen 

hervorgegangen seien, Rechnung tragen. Gleichwohl müsse Redner bemerken, dass der 

Baufortschritt auf Grund des Sicherstellungsgesetzes – bei aller pflichtgemäßen Rücksicht auf 

die staatsfinanzielle Lage in den jeweiligen Zeitabschnitten - nur unter der Voraussetzung ein 

stetiger werde sein können, wenn die Bestimmungen des § 5 über die Verwendung der 

„jeweils gesicherten, wenn auch noch nicht verfügbaren Anleiheerlöse“ in einem die 

Elektrisierung fordernden Geiste der Auslegung gehandhabt werden. 

Im Einvernehmen mit dem Staatssekretär für Finanzen erbitte der sprechende 

Staatssekretär die Ermächtigung, den Gesetzentwurf als Regierungsvorlage in der 

Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n würdigt das Elaborat des Staatsamtes für 

Verkehrswesen als eine ausgezeichnete Arbeit, welche vermöge der hochwissenschaftlichen 

Behandlung der Materie der Republik vor dem Ausland zur Ehre gereichen werde. Redner 

beantrage daher, dem Direktor des Elektrisierungsamtes der österreichischen Staatsbahnen, 

Ministerialrat Ing. Paul D i t t e s als dem Hauptschöpfer dieses Werkes sowie seinen 

Mitarbeitern die volle Anerkennung und den Dank des Kabinettsamtes auszusprechen. 

Redner verbreitet sich sodann anknüpfend an die in der Kabinettsratssitzung vom 2. Juli l. 

J. abgeführte Verhandlung in eingehender Weise über die Krediterfordernisse, die notwendig 

sind, um einer Einstellung der in Angriff genommenen Bauarbeiten und den damit 

verbundenen schweren wirtschaftlichen Schäden vorzubeugen. Der Kabinettsrat dürfe sich 

daher nicht auf den Beschluss, die Vorlage in der Nationalversammlung einzubringen, sowie 

die angestrengtesten Bemühungen, dort deren rascheste Behandlung herbeizuführen, 

beschränken, sondern müsse auch die Vorsorge dafür treffen, dass das Elektrisierungsamt 

jeweils die zur Fortführung der begonnenen Bauten benötigten Geldmittel beigestellt erhalte. 

Redner lege den Kabinettsratsbeschluss vom 16. März 1920 dahin aus, dass neben den noch 

vom Staatsrate als Notstandskredit eingeräumten Baukredit von 96 Millionen Kronen weitere 

200 Millionen Kronen bewilligt werden sollten. Nunmehr stelle der sprechende Staatssekretär 

den Antrag, der Kabinettsrat wolle in Anbetracht der überragenden volkswirtschaftlichen 

Wichtigkeit des Unternehmens das Elektrisierungsamt der österreichischen Staatsbahnen 

ausdrücklich ermächtigen, die schon begonnenen Bauten im Rahmen des unbedingt 
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Notwendigen fortzuführen, wobei es aber verpflichtet sein solle, über die Grenzen der 

Ausgaben in ununterbrochener Fühlungnahme mit dem Staatsamte für Finanzen zu bleiben. 

Sektionschef Dr. G r i m m erklärt, dass sich die staatliche Finanzverwaltung diesem 

Antrage nur unter der Voraussetzung anschließen könne, dass die Arbeiten tatsächlich auf das 

unerlässlichste Ausmaß eingeschränkt werden. Seit der Einräumung der 

Ausgabenermächtigung auf 200 Millionen Kronen, die das Elektrisierungsamt noch im Laufe 

das Monates Juni ausgenützt habe, seien die damals dem Staatsamte für Finanzen zur 

Verfügung gestandenen Kreditermächtigungen realisiert und die Kassenbestände aufgezehrt 

worden. Für die laufende Gebahrungsperiode konnten in dem Budgetprovisorium trotz 

enormer Steigerung der Ausgabeposten nur Kreditermächtigungen im Ausmaße des letzten 

Budgets vorgesehen werden, sodass es fraglich erscheine, ob die Finanzverwaltung selbst nur 

für die laufenden Auslagen das Auslangen werde finden können. Redner müsse daher die 

Bedingung stellen, dass das Elektrisierungsamt, wie bereits bei den zwischenstaatsamtlichen 

Besprechungen vereinbart wurde, verhalten werde, stets noch vor Einleitung der Arbeiten 

deren Umfang und das Gelderfordernis hiefür monatlich im Voraus im Einvernehmen mit 

dem Staatsamte für Finanzen zu fixieren und dabei jene anderen präliminarmäßig 

vorgesorgten Aufwendungen zu bezeichnen, die zurückgestellt werden sollen, um die dafür 

vorgesehenen Kredite im Rahmen des jeweils limitierten Monatsbedarfes für Zwecke der 

Elektrisierung zu verwenden. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n macht demgegenüber den ausdrücklichen Vorbehalt, 

dass die finanziellen Vorsorgen sich naturgemäß auf alle in Angriff genommenen 

Elektrisierungsbauten, also nicht nur am Spullersee, sondern auch an der Mallnitz, im 

Stubachtale und am Rutzbache zu erstrecken haben. 

Der Kabinettsrat genehmigt schließlich die Einbringung des von Staatssekretär Dr. P e s t a 

vertretenen Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung und erhebt den Antrag des 

Staatssekretärs Dr. E l l e n b o g e n mit den vom Sektionschef Dr. G r i m m 

vorgeschlagenen besonderen Bindungen für das Elektrisierungsamt zum Beschluss. 

Dem Direktor des Elektrisierungsamtes, Ministerialrat Ing. D i t t e s und dessen 

Mitarbeitern spricht der Kabinettsrat für die ausgezeichneten Leistungen bei Ausarbeitung des 

Gesetzentwurfes und seiner sachlichen Unterlagen den Dank und die volle Anerkennung aus. 

 

12. 

Gesetzentwurf, womit das Gesetz, betreffend das Verbot der Ausfuhr und Verfinsterung von 

Gegenständen geschichtlicher, künstlerischer oder kultureller Bedeutung ergänzt wird. 
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Unterstaatssekretär G l ö c k e l verweist darauf, dass das Gesetz vom 5. Dezember 1918, 

St.G.Bl. Nr. 90, betreffend das Verbot der Ausfuhr und der Veräußerung von Gegenständen 

von geschichtlicher, künstlerischer und kultureller Bedeutung, welches in der Absicht erlassen 

wurde, diese unersetzlichen und unwiederbringlichen Güter vor dem allgemeinen 

Ausverkaufe zu schützen, der unser gesamtes Wirtschaftsleben erfasst habe, sich in der Folge 

nicht als genügend wirkungsvoll erwiesen habe. Es hätten sich, wie die Erfahrung zeige, 

genugsam Wege gefunden, um Gegenstände der bezeichneten Art ungeachtet des lediglich 

Repressivmaßregeln ermöglichenden Verbotes außer Land zu bringen, ohne dass es der 

Behörde möglich gewesen sei, dem in wirksamer Weise zu begegnen. 

Um diesem Übelstande, unter welchem unser Kunstbesitz empfindlich leide, abhelfen zu 

können, erscheine eine Novellierung des erwähnten Gesetzes notwendig. Eine Maßnahme in 

dieser Richtung müsse als umso dringender angesehen werden als die Güterverschiebung 

nach dem Auslande immer umfangreichere Dimensionen annehme und die Verlockung zur 

Ausfuhr speziell so hochwertiger Objekte, wie es Gegenstände der bezeichneten Art sind, bei 

dem herrschenden Geldbedarfe und dem Anreiz fremden Valuten eine überaus große sei. 

Das Unterrichtsamt habe daher im Einvernehmen mit den Staatsämtern für Finanzen und 

Justiz und der Abteilung Inneres des Staatsamtes für Inneres und Unterricht einen 

Gesetzentwurf ausgearbeitet, worin der Denkmalbehörde die Möglichkeit geboten werden 

solle, im vorhinein Sicherheitsmaßnahmen zu treffen, im Falle zu befürchten stünde, dass die 

Ausfuhr bestimmter Kunst- und Kulturgüter ohne Bewilligung oder gegen das Verbot der 

Behörde erfolgen könnte. 

Über Antrag des sprechenden Unterstaatssekretärs erteilt der Kabinettsrat die 

Ermächtigung zur Einbringung des Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung. 

 

13. 

Invalidenbeschäftigungsgesetz. 

Staatssekretär H a n u s c h erbittet vom Kabinettsrate die Ermächtigung, den Entwurf 

eines Gesetzes, betreffend die Anstellung und Beschäftigung Kriegsbeschädigter 

(Invalidenbeschäftigungsgesetz), in der Nationalversammlung einbringen zu dürfen. In den 

vorangegangenen zwischenstaatsamtlichen Verhandlungen seien lediglich zwei 

Differenzpunkte unbereinigt geblieben, nämlich die Forderung des Staatsamtes für Handel 

und Gewerbe, Industrie und Bauten, betreffend die Ausnahme derjenigen Betriebe, in denen 

Frauen beschäftigt werden, und das Verlangen des Staatsamtes für Finanzen wegen 

Ausnahme der Betriebe der staatlichen Monopolverwaltung. Was das Verlangen des 
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Handelsamtes anbelange, so könne Redner der Aufnahme einer derartigen Bestimmung nicht 

zustimmen, doch sei im § 8 des Gesetzentwurfes an Stelle der Pflichtanstellung die 

Entrichtung einer Ausgleichstaxe vorgesehen. Die Forderung des Staatsamtes für Finanzen 

halte Redner aus moralischen Gründen für unannehmbar, da der Staat dem privaten 

Unternehmen mit gutem Beispiele vorangehen müsse. Übrigens biete der Absatz 2 des § 1 des 

Entwurfes die Möglichkeit, durch Vollzugsvorschriften die Pflichtzahl der zu beschäftigenden 

Arbeiter für bestimmte Gebiete oder Betriebsgattungen herabzusetzen. 

Staatssekretär H e i n l hält den gegenwärtigen Zeitpunkt für die Einbringung eines 

Gesetzes von so schwerwiegender Bedeutung nicht für geeignet und beantragt die 

Verschiebung bis zum Herbst. Bis dahin könnten allenfalls die Grundlagen für die 

Einbringung durch Verhandlungen mit den Parteien geschaffen werden. 

Sektionschef Dr. G r i m m erklärt namens des Staatsamtes für Finanzen, der Einreihung 

der staatlichen Monopolbetriebe unter die beschäftigungspflichtigen Unternehmungen nicht 

weiter entgegentreten zu wollen. Hingegen müsse er sich entschieden dagegen wenden, dass 

die Bestimmungen über die Ausgleichstaxe auch auf die staatlichen Monopolbetriebe 

Anwendung finden sollen. Die Staatsverwaltung werde Invalide in den Monopolbetrieben 

anstellen, soweit es möglich sei, dass aber der Staat im Falle der Undurchführbarkeit auch 

noch Taxen entrichten solle, ginge seiner Anschauung nach zu weit. 

Staatssekretär H a n u s c h warnt vor einer Vertagung der Angelegenheit die wieder eine 

Bewegung unter den Invaliden auslösen würde. Dem Wunsch des Staatsamtes für Finanzen 

wegen Ausnahme der Monopolbetriebe von der Entrichtung der Ausgleichstaxe werde 

Rechnung getragen werden. 

Staatssekretär H e i n l erklärt, der Einbringung der Vorlage unter der Voraussetzung zu 

zustimmen, dass sich seine Partei bei der Beratung in der Nationalversammlung freie Hand 

vorbehalte und mit dem Staatsamte für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten bei der 

Erlassung der Vollzugsvorschriften das Einvernehmen gepflogen werde. 

Der Kabinettsrat erteilt sohin die erbetene Ermächtigung zur Einbringung des 

Gesetzentwurfes in der Nationalversammlung mit der vom Staatsamte für Finanzen 

verlangten Abänderung. 

 

14. 

Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages, betreffend die Regulierung des 

Michelstettnergrabens in der Gemeinde Michelstetten und betreffend die Verbauung des 

Ortsgrabens in der Gemeinde Petronell. 
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Staatssekretär H a u e i s erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dass von 

der Erhebung einer Vorstellung gegen die vom niederösterreichischen Landtag in seiner 

Sitzung am 15. Juni d. J. gefassten Gesetzesbeschlüsse, betreffend die Regulierung des 

Michelstettnergrabens in der Gemeinde Michelstetten und betreffend die Verbauung des 

Ortsgrabens in der Gemeinde Petronell, abgesehen und der sofortigen Kundmachung nach 

Gegenzeichnung durch den Staatssekretär für Land- und Forstwirtschaft zugestimmt werde. 

 

15. 

Novelle zur Wiener Bauordnung. 

Über Antrag des Staatssekretärs H e i n l sieht der Kabinettsrat von der Erhebung einer 

Vorstellung gegen das vom niederösterreichischen Landtage in der Sitzung vom 17. Juni 1920 

beschlossene Gesetz, betreffend die Abänderung der Bauordnung für Wien und Maßnahmen 

zur Behebung der Wohnungsnot und Förderung der Bautätigkeit daselbst, im Sinne des 

Artikels 14 des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. 179, ab und stimmt der 

Gegenzeichnung durch den Staatssekretär für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten zu. 

 

16. 

Beschluss des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Aufnahme eines Darlehens 

seitens der Landeshauptstadt Linz. 

Staatssekretär B r e i s k y teilt mit, dass der oberösterreichische Landtag in seiner Sitzung 

vom 15. Juni 1919 den Beschluss des Gemeinderates der Stadt Linz vom 25. November 1918, 

betreffend die Aufnahme eines Darlehens für Gemeindezwecke bis zu einem Betrage von 22 

Millionen Kronen genehmigt habe. Obwohl gemäß § 54 des Linzer Gemeindestatutes zur 

Aufnahme eines Darlehens über 200.000 K ein Landesgesetz erforderlich sei, wurde der 

erwähnte Landtagsbeschluss mit Kundmachung der oberösterreichischen Landesregierung 

vom 5. August 1919 im 90. Stücke des Landesgesetz- und Verordnungsblatte verlautbart, 

ohne dass der Staatsregierung vorher Gelegenheit zur Stellungnahme geboten war. Dieser 

formale Mangel wäre durch nachträgliche Genehmigung des Landtagsbeschlusses zu 

beheben, um so dem Landtage die neuerliche Beschlussfassung über diesen Gegenstand zu 

ersparen. 

Nach dem im Einvernehmen mit dem Staatsamte für Finanzen gestellten Antrage des 

sprechenden Staatssekretärs genehmigt der Kabinettsrat den gegenständlichen Beschluss des 

oberösterreichischen Landtages. 
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17. 

Gesetzesbeschluss der vorläufigen Landesversammlung von Kärnten, betreffend die 

Verwaltung der Kommunalvermögen in den Städten und Märkten des Landes Kärnten. 

Staatssekretär B r e i s k y teilt mit, dass die vorläufige Landesversammlung von Kärnten 

in ihrer Sitzung am 27. Mai d. J. einen Gesetzesbeschluss, betreffend die Verwaltung der 

Kommunalvermögen in den Städten und Märkten des Landes Kärnten gefasst habe. 

Nach § 1 des Gesetzes seien die Sondervermögen der Städte und Märkte im Lande 

Kärnten, welche ganz oder zum Teile zur Erfüllung von Aufgaben der öffentlichen 

Verwaltung bestimmt sind, abgesondert von dem Gemeindevermögen oder Gemeindegute der 

politischen Ortsgemeinde zu verwalten. Im § 4 werde die Anwendbarkeit der Agrargesetze 

ganz allgemein ausgeschlossen. 

Das beschlossene Gesetz sei nach der innerpolitischen und außenpolitischen Seite von der 

höchsten Bedeutung. 

1.) In innerpolitischer Hinsicht: 

Das beschlossene Gesetz betreffe zunächst nur das Kommunalvermögen, d. i. nach diesem 

Gesetze das Sondervermögen der Städte und Märkte des Landes Kärnten. 

Insoweit das Gesetz nur jene derartigen Kommunalvermögen betreffe, welche nach den 

durch Satzungen geregelten oder tatsächlich bestehenden Verwaltungseinrichtungen ganz zur 

Erfüllung von Aufgaben der öffentlichen Verwaltung im engeren Gebiete der betreffenden 

Städte oder Märkte bestimmt sind, sei vom Standpunkte des Teilungs- Regulierungs- 

Landesgesetzes vom 5. Juli 1855, L.G.u.V.Bl. Nr. 23, nichts einzuwenden, weil hinsichtlich 

dieses Vermögens das Moment der Unmittelbarkeit seiner Benützung zu Gunsten der privaten 

Wirtschaften unmittelbar Anteilsberechtigter fehle und solches Vermögen überhaupt nicht 

unter das Teilungs-Regulierungs-Landesgesetz falle. 

Das Gesetz zähle jedoch nicht allein dieses Kommunalvermögen unter seine 

Bestimmungen, sondern auch solche „Kommunalvermögen“, welche auch nur zum Teile für 

die erwähnten öffentlichen Zwecke verwendet worden. Diese Art der teilweisen Verwendung 

solcher Vermögen für öffentliche Zwecke sei nun bei solchen Kommunalvermögen die Regel, 

indem ein Teil dieser Vermögen zur Befriedigung der Anteilrechte der unmittelbar Beteiligten 

(z. B. Holznutzungen für die anteilsberechtigten Häuser) und ein Rest für die öffentlichen 

Zwecke der Gemeinden verwendet werde. Die Gemeinschaftsvermögen, welche auch nur 

zum Teile zur unmittelbaren Nutzung seitens der Anteilberechtigten verwendet werden, fallen 

zweifellos unter das Teilungs-Regulierungs-Landesgesetz. Insoweit nun die Regulierung der 

Verwaltungsrechte hinsichtlich solcher Vermögen in Betracht komme, bestimme der § 1 des 
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Gesetzes vom 21. Februar 1900, L.G.u.V.Bl. Nr. l4, dass eine solche Regulierung nach dem 

Teilungs-Regulierungs-Landesgesetz nur insoferne stattfinde, als die Verwaltung solcher 

„Grundstücke“ nicht schon durch die Gemeindeordnung oder andere das Gemeingut 

betreffende Vorschriften geregelt sei oder als innerhalb der letzterwähnten Regelung noch 

besondere Vorkehrungen zur angemessenen Verwaltung von als Gemeingut benutzten 

Grundstücken von der Landeskommission im Einvernehmen mit dem Landesausschuss 

notwendig erkannt werden. Das vorliegende neu beschlossene Landesgesetz könne nun 

allerdings die Verwaltungsrechte derart regeln, dass eine weitere Regulierung der 

Verwaltungsrechte nach dem Teilungs-Regulierungs-Landesgesetze zufolge der Bestimmung 

des eben angeführten § 1 des Gesetzes vom 21. Februar 1900, L.G.u.V.Bl. Nr. l4 

ausgeschlossen bleibe. Anders sei aber die Regulierung der Benützungsrechte zu beurteilen. 

Die Regulierung der Benützungsrechte müsste nach wie vor hinsichtlich solcher auch nur zum 

Teil für die Befriedigung der Ansprüche der unmittelbar Berechtigten verwendeten Vermögen 

nach dem Tellungs-Regulierungs-Landesgesetze erfolgen. 

Das beschlossene Landesgesetz müsste also in diesem Sinne durch Aufnahme von 

Bestimmungen über die Sicherstellung der Rechte der unmittelbar Beteiligten und über die 

Anwendbarkeit des Teilungs-Regulierungs-Landesgesetz wenigstens hinsichtlich der 

Regulierung der Benützungsrechte an solchen Vermögen abgeändert werden. 

2.) In außenpolitischer Hinsicht: 

In dieser Hinsicht ergeben sich gegen das beschlossene Landesgesetz die schwersten 

Bedenken. Durch das Gesetz werde der Charakter solcher Kommunalvermögen als eines 

öffentlichen Gutes festgelegt. Nun beanspruche die Entente auf Grund Artikels 197 des 

Friedensvertrages die Haftung auch des Gemeindebesitzes für alle ihre Forderungen aus dem 

Friedensvertrag. Weiters lege sie den Artikel 208 des Vertrages so aus, dass der 

Gemeindebesitz, welcher durch die neuen Grenzlinien in das Gebiet fremder Staaten fällt, 

entschädigungslos in das Eigentum dieser fremden Staaten übergehe. Hiernach soll auch jener 

agrargemeinschaftliche Besitz von Gemeinden, der durch die neuen Grenzlinien in das Gebiet 

eines fremden Staates fällt, entschädigungslos in das Eigentum dieses Staates übergehen. Was 

eine solche Auslegung für viele Landgemeinden, deren ganze Existenz seit Jahrhunderten auf 

solchem Gemeinschaftsbesitz beruht, bedeute, brauche nicht näher auseinandergesetzt zu 

werden. Und da wir „Siegern“ gegenüberstehen, sei die- Verfechtung jener Auslegung dieser 

Friedensvertragsbestimmung, die wir anzustreben haben, eine äußerst schwierige. Wir müssen 

natürlich unbedingt und mit allen Mitteln den Standpunkt vertreten, dass solche 

Gemeinschaftsvermögen niemals Gemeindegut im Sinne eines öffentlichen Gutes sind, 
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sondern Privateigentum einer Agrargemeinschaft als einer juristischen Person. Nun werde 

aber gerade durch das geschlossene Landesgesetz dieser letzteren von uns zu vertretenden 

Auffassung direkt entgegengearbeitet und, wenn es sich in dem beschlossenen Landesgesetze 

auch nur um Kommunalvermögen von Städten und Märkten Kärntens handle, welches 

wahrscheinlich durch die neuen Grenzlinien nicht betroffen werden dürfte, so werde durch 

dieses Gesetze den Entente-Vertretern dennoch ganz offensichtlich die Bekämpfung unserer 

Anschauung außerordentlich erleichtert, da sie ja nur darauf hinzuweisen brauchen, dass das 

Land Kärnten selbst in Gesetzen, wie das eben beschlossene ist, den Charakter derartiger 

Gemeinschaftsvermögen als eines öffentlichen Gutes festlege. 

Unter diesen Umständen wäre die Kundmachung des vorliegenden Gesetzesbeschlusses im 

gegenwärtigen Zeitpunkte höchst bedenklich. 

Das Staatsamt für Inneres und Unterricht habe mit Rücksicht auf die Dringlichkeit 

unmittelbar vor Ablauf der 14tägigen Frist nach gepflogenes Einvernehmen mit den 

Staatsgütern für Land- und Forstwirtschaft für Finanzen und für Justiz gegen den 

Gesetzesbeschluss auf telegraphischem Wege Vorstellung erhoben. Nunmehr erbitte sich der 

sprechende Staatssekretär die Genehmigung zur Ausführung der Vorstellung. Die Bedenken 

in außenpolitischer Beziehung werden der Landesregierung zur vertraulichen Behandlung 

mitgeteilt werden. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

18. 

Gesetzesbeschluss des Salzburger Landtages, betreffend die Abänderung der 

Brückenmautgebühren zur Erhaltung der Salzachbrücke in Golling. 

Staatssekretär B r e i s k y erbittet und erhält vom Kabinettsrate die Ermächtigung, dass 

von der Erhebung einer Vorstellung gegen den vom Salzburger Landtag in seiner Sitzung am 

11. Juni d. J. gefassten Gesetzesbeschluss, betreffend die Abänderung der 

Brückenmautgebühren zur Erhaltung der Salzachbrücke in Golling, abgesehen und der 

sofortigen Kundmachung des Gesetzes zugestimmt werde.  

 

19. 

Beteiligung des Staates an der oberösterreichischen Wasserkraft- und Elektrizitäts-

Aktiengesellschaft in Linz. 

Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n führt aus, dass im Februar l. J. vom Lande 

Oberösterreich gemeinsam mit der Stadtgemeinde Linz, dann der Tramway-und-
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Elektrizitätsgesellschaft Linz-Urfahr und schließlich der oberösterreichischen Waffenfabriks-

Aktien-Gesellschaft in Wien zum Ausbau der Wasserkräfte der Grossen Mühl eine 

„Oberösterreichische Wasserkraftsgesellschaft m.b.H.“ mit einem eingezahlten 

Gesellschaftskapital von 7.2 Millionen Kronen gegründet worden sei. Infolge der 

sprunghaften Steigerung der Materialpreise und Löhne erweise sich die Gesellschaft nunmehr 

aber als nicht genügend tragfähig, um die großen Baukosten aufzubringen und das Risiko des 

Betriebes zu tragen. 

Es solle deshalb an ihrer Stelle eine „Oberösterreichische Wasserkraft- und Elektrizitäts-

Aktien-Gesellschaft mit einem voll und bar eingezahlten Aktienkapitale von 50 Millionen 

Kronen gegründet werden. Von diesem Aktienkapitale werden das Land Oberösterreich 

(Beschluss des oberösterreichischen Landtages vom 21. Juni 1920) 16 Millionen Kronen, die 

Stadtgemeinde Linz (Beschluss des Linzer Gemeinderates vom 4. Mai 1920) 4 Millionen 

Kronen und die Tramway-und Elektrizitätsgesellschaft-Linz-Urfahr sowie die österreichische 

Waffenfabriks-Gesellschaft in Wien je 10 Millionen Kronen übernehmen. Bezüglich des 

Restes von 10 Millionen Kronen seien die Proponenten der Oberösterreichischen 

Wasserkraft- und Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft um eine Beteiligung der Republik 

Österreich eingeschritten. Nach den geführten Vorverhandlungen hätte der Staat, 50.000 

Stück Aktien im Nennwerte von 200 Kronen zu dem zwischen den Gründern vereinbarten 

Einzahlungskurse von 210 Kronen, d. h. mit einem zur Deckung der Kosten bestimmten 

Zuschlage von 5 % zu übernehmen, also insgesamt 10,500.000 Kronen zu leisten. 

Der gesamte Kapitalsbedarf der Gesellschaft lasse sich zur Zeit infolge der absolut 

unsicheren Verhältnisse nicht verlässlich berechnen, werde sich jedoch wohl mindestens auf 

die Summe von 275 Millionen Kronen stellen. Es sollen daher abgesehen von dem 

Aktienkapitale von 50 Millionen Kronen weitere 200 Millionen Kronen auf dem 

Darlehenswege aufgebracht werden. 

Bezüglich dieses Darlehens liegen bereits die verbindlichen Erklärungen des Landes 

Oberösterreich und der Allgemeinen österreichischen Boden-Kredit-Anstalt über je 100 

Millionen Kronen vor. Das hiezu erforderliche Kapital werde sich das Land Oberösterreich 

durch Aufnahme bei der Oberösterreichischen Landes-Kommunal-Kredit-Anstalt in Linz, die 

selbst wieder Kommunalobligationen ausgibt, die Allgemeine österreichische Bodenkredit-

Anstalt direkt durch Ausgabe eigener Obligationen beschaffen. 

Für diese Schuld der Gesellschaft bei der Allgemeinen österreichischen Boden-Kredit-

Anstalt werden das Land Oberösterreich und die Stadtgemeinde Linz die Solidarhaftung 

übernehmen. 
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Der ganze Darlehensbetrag von 200 Millionen Kronen werde grundbücherlich 

sichergestellt. Außerdem übernehmen die Tramway- und Elektrizitäts-Gesellschaft Linz-

Urfahr und die Österreichische Waffenfabriks-Gesellschaft in Wien gegenüber dem Lande 

Oberösterreich und gegenüber der Stadtgemeinde Linz eine Rückbürgschaft in der Höhe von 

je 28 Millionen Kronen, die Stadtgemeinde Linz und das Land Oberösterreich aber 

gegenseitig eine Rückbürgschaft in der Richtung, dass unter Berücksichtigung der erwähnten 

Rückbürgschaften der vorgenannten Privatgesellschaften die Stadtgemeinde Linz endgültig 

zur Tragung von nicht mehr als 40 Millionen Kronen und das Land Oberösterreich zur 

Tragung von nicht mehr als 64 Millionen Kronen herangezogen werden kann. 

Für den auf 200 Millionen Kronen verbleibenden Rest von 40 Millionen Kronen werde 

eine Rückbürgschaft des Staates angestrebt. 

Die Beschaffung der auf das Gesamterfordernis von 275 Millionen erforderlichen Mittel 

von 25 Millionen Kronen solle einer späteren Kreditaktion vorbehalten werden. 

Redner bringt sodann nähere Ziffern über die Leistungsfähigkeit des geplanten 

Kraftwerkes und die Rentabilitätsaussichten des Unternehmens; er gelangt dabei zu der 

Feststellung, dass eine Beteiligung des Staates nicht nur vom wirtschaftlichen Standpunkte 

vorteilhaft, sondern auch deswegen dringend erwünscht erscheine, um dem Staate Einfluss 

auf die Ausnutzung der Wasserkräfte in den Ländern zu sichern und einer Dezentralisation 

auf diesem Gebiete entgegen zu wirken. 

Die Vertretung des Staates in den Verwaltungskörpern der Gesellschaft sei in der Weise 

vereinbart, dass der Regierung 4 von derzeit 21 Stellen im Verwaltungsrate, 1 von derzeit 7 

Stellen im Exekutivkomité und 1 Stelle von 5 Stellen im Baukomité vorbehalten bleiben. 

Der sprechende Staatssekretär erbitte demnach folgenden Beschluss des Kabinettsrates: 

1.) Die Republik Österreich beteiligt sich an der zu gründenden Oberösterreichischen 

Wasserkraft-und Elektrizitäts-Aktien-Gesellschaft durch Übernahme von 50.000 Stück Aktien 

im Nennwerte von 200 Kronen zum Begebungskurs von 210 Kronen, d. h. mit einer 

Aufwendung von 10,500.000 Kronen. 

2.) Die Republik Österreich übernimmt gegenüber dem Lande Oberösterreich die 

Rückbürgschaft für dessen Verpflichtung, welche aus seiner Solidarhaftung für das der 

Gesellschaft von der Allgemeinen österreichischen Boden-Kredit-Anstalt in Wien gewährte 

Darlehen von 100 Millionen Kronen, sowie aus seiner eigenen Darlehensaufnahme bei der 

Oberösterreichischen Landes-Kommunal-Kredit-Anstalt in Linz in der Höhe von ebenfalls 

100 Millionen Kronen entstehen, jedoch nur bis zu einer Gesamthöhe von 40 Millionen 

Kronen. 
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Sektionschef Dr. G r i m m bemerkt, dass nach Ansicht des Staatsamtes für Finanzen die 

Regierung Wert darauf legen müsse, ein Mitbestimmungsrecht beim Ausbau der Wasserkräfte 

in den Ländern zu bekommen, und darum die Finanzverwaltung der staatlichen Beteiligung 

an der Gesellschaft zustimme. 

Staatssekretär H e i n l wendet gegen den Antrag ein, dass in der Angelegenheit mit den 

Staatsämtern für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und für Landwirtschaft nicht das 

Einvernehmen gepflogen werden sei. Da weiters die Beurteilung der Rentabilitätsberechnung 

unbedingt eine genauere Kenntnis der ihr zu-Grunde liegenden Voraussetzungen erfordere, 

beantrage Redner, den Antrag vorläufig zurückzustellen und den Präsidenten des Wasserkraft-

und Elektrizitätswirtschaftsamtes zu ersuchen, im Sinne der Statuten dieses Amtes die 

Angelegenheit zunächst einer Beschlussfassung im Direktorium des WEWA zu unterziehen 

und erst dann dem Kabinettsrate neuerdings zur Beschlussfassung vorzulegen. 

Infolge dieses Einspruches bricht der Vorsitzende die Beratung des Gegenstandes ab und 

ladet den Staatssekretär Dr. E l l e n b o g e n ein, im Sinne des Antrages des Staatssekretärs 

H e i n l vorzugehen. 

 

20. 

Gesetzesbeschluss des oberösterreichischen Landtages betreffend die Aufnahme eines 

Landesinvestitionsanlehens und Erteilung der Pupillarqualifikation für die auszugebenden 

Teilschuldverschreibungen. 

Nach dem von Sektionschef Dr. G r i m m im Einvernehmen mit dem Staatsamt für 

Inneres und Unterricht gestellten Antrage genehmigt der Kabinettsrat den vom 

oberösterreichischen Landtag in seiner Sitzung am 21. Juni d. J. gefassten Beschluss, 

betreffend die Aufnahme eines Landesinvestitionsanlehens bis zur Höchstgrenze von 300 

Millionen Kronen und ermächtigt über ein vorliegendes Einschreiten des Landesrates das 

Staatsamt für Finanzen, den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Pupillarqualifikation der 

Teilschuldverschreibungen des auf Grund dieses Landtagsbeschlusses aufzunehmenden 

Anlehens, in der Nationalversammlung einzubringen vorausgesetzt, dass das Formular dieser 

Teilschuldverschreibungen die Zustimmung des Staatsamtes für Finanzen findet. 

 

21. 

Lohnbewegung unter den landwirtschaftlichen Arbeitern in Niederösterreich. 

Staatssekretär H a u e i s bringt die Lohnbewegung unter den landwirtschaftlichen 

Arbeitern in Niederösterreich zur Sprache und stellt die Frage zur Diskussion, in welcher Art 
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die Regierung zur Beilegung der Differenzen beitragen könnte. Insbesondere handle es sich 

darum, die Drohung der landwirtschaftlichen Arbeiter, im Falle der Nichterfüllung ihrer 

Forderungen die Ernte für das Land mit Beschlag zu belegen, nicht zur Verwirklichung 

kommen zu lassen, da ein solcher Akt die gesamte Getreideablieferung wie auch den 

Herbstanbau in Frage stellen würde. 

Der Leiter des Staatsamtes für Volksernährung fügt im Hinblick auf eingelaufene Berichte, 

wonach bereits in einzelnen Orten die Einlieferung gedroschenen Getreides an die 

Kriegsgetreideanstalt von den Arbeitern verhindert worden sei das Ersuchen bei, dass 

Vorsorgen für die Sicherung der Brotfrucht und ihrer ungestörten Abfuhr an die 

Kriegsgetreideanstalt getroffen werden mögen. 

Nach einigen Zwischenbemerkungen des Staatssekretärs H a n u s c h und des 

Unterstaatssekretär M i k l a s ladet der Kabinettsrat den Staatssekretär für Land- und 

Forstwirtschaft ein, sich im Einvernehmen mit den Ressorts für Volksernährung, für soziale 

Verwaltung und für Inneres und Unterricht offiziell an den Ausgleichsverhandlungen 

zwischen den landwirtschaftlichen Arbeitern und den Grundbesitzern bei der 

niederösterreichischen Landesregierung zu beteiligen und sodann in der nächsten Sitzung des 

Kabinettsrates unter Erstattung konkreter Vorschläge über den Stand der Angelegenheit zu 

berichten. 
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[KRP 202, 13. Juli 1920, Stenogramm Groß] 
 
202. Sitzung, 13. Juli 1920. 
 
Grünberger: Dr. Greiner - Hofratstitel. 

Dr. Hugo Spitzer - Regierungsrat. 
 
 
1. 
Mayr: Kärntner Abgeordnete aus allen drei Parteien haben gebeten, es möge eine sogenannte 

Kärntner Abstimmungsmarke für die Volksabstimmung in Kärnten vom Staatsamt für 
Verkehrswesen genehmigt werden. Hoheisl wurde gebeten, der Kabinettsrat möge 
zustimmen. Ich bitte Pesta, sich dazu zu äußern. 

Pesta: Für die Kärntner Volksabstimmungsmarke soll bereits ein Komitee eingesetzt sein, 
welches sich mit der Frage zu beschäftigen hätte, welches die Vorbereitung -. 

Mayr: Es handelt sich nur darum, ob wir zustimmen könnten, wenn die Möglichkeit dafür 
besteht. 

Pesta: Die Möglichkeit besteht, aber es fragt sich, ob nicht ein Präjudiz geschaffen wird, 
welches unangenehm werden könnte. Kurzer Umlauf, [...], Gewinn für 
Volksabstimmungszwecke. Mit ähnlichen Ansinnen werden andere Korporationen 
kommen, welche schließlich einen allgemeinen [...] Zweck verfolgen. Sollte sich der 
Kabinettsrat aus politischen Gründen zur Zustimmung entschließen, bitte ich um Zeit 
zur Rücksprache mit Hoheisl. 

Mayr: Es handelt sich um ein einmaliges Projekt und um außerordentliche Verhältnisse. Es 
würde das irgend einer anderen Bewilligung nicht vorgreifen. 

Miklas: Die Sache ist zu begrüßen. Da alle Parteien den Gedanken unterstützen, kann die 
Regierung nicht gut Abstand nehmen. Ich habe nur das Bedenken - die Wirkung 
welche eine derartige staatliche Maßnahme auf die Ententekommission im 
Abstimmungsgebiet macht. Wenn es als staatliche Beeinflussung der Abstimmung 
angesehen würde, so würde dies eine ungünstige Situation schaffen. 

Ich möchte den Gedanken zum Beschluß erheben unter der Voraussetzung, daß das 
Äußere zustimmt. Eine Ausdehnung der Begünstigung auf ähnliche Fälle halte ich für 
gänzlich ausgeschlossen, denn die Frage der Wiedergewinnung des abgetretenen Teils 
von Kärnten ist etwas ganz anderes als eine Wohltätigkeitsaktion. [Ein] Präjudiz 
fürchte ich nicht. 

Mayr: Der Kabinettsrat befürwortet die Sache, wenn keine politischen oder sachlichen 
Bedenken obwalten. 

 
 
2. 
Mayr: Glanz hat eine Anregung - gebeten -. Es ist eine sehr dankenswerte Unterstützung des 

englischen Kommissars und ich glaube, daß der Kabinettsrat hätte nichts anderes zu 
tun, als [es] zustimmend [zur] Kenntnis zu nehmen. 

Deutsch: Ich berichte, daß Oberst Gosset vor seiner Abreise bei mir war wegen der Räumung 
von Radkersburg. Ich habe ersucht, die Räumung zu beschleunigen. Er fragte, ob wir 
beabsichtigen, im Falle [daß] die Jugoslaven abziehen, die Stadt sofort mit Militär zu 
besetzen. Es scheint ihnen lieber zu sein, wenn wir das nicht täten, sondern erst [mit] 
Gendarmerie. Ich antwortete, es würde für die erste Zeit Gendarmerie genügen, erst 
für später sei eine Garnison beabsichtigt. Er hat das mit Befriedigung zur Kenntnis 
genommen und [als] eine Erleichterung seiner Situation. 

Mayr: Glanz ist ermächtigt, [daß er] in unverbindliche Besprechungen mit den Vertretern der 
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südslavischen Regierung eintreten kann. 
Miklas: Voraussetzung ist die Zustimmung des Äußern. 
 
 
3. 
[Zugezogen]: Kralovsky, Körner, Hecht. 
Deutsch: Es wird von allen drei Parteien gewünscht, daß die Vorlage rasch ins Haus kommt, 

weil es schwierig ist, den Abbau zu bewerkstelligen, wenn das jetzige Gesetz bleibt. 
Viele melden sich für die neue Wehrmacht, die ausscheiden würden, wenn sie bessere 
Abbaubedingungen bekämen. Alle drei Parteien stehen auf dem Standpunkt der 
Gleichstellung des Militärs mit den Zivilen. Die Forderungen im Haus werden weiter 
gehen als [es] die Vorlage vorsieht. 

Heinl: Unsere Partei meint, daß das Militärabbaugesetz in der ursprünglichen Form 
möglichst rasch vorgelegt werden [soll]. 

Grimm: Das Militärabbaugesetz entspricht [nicht] ganz einem einstimmigen Beschluß des 
Kabinettsrates, welcher eine Anwendung des dritten Nachtrages zum 
Besoldungsübergangsgesetz vermieden wissen wollte. Man war auf Änderungen 
gefaßt, aber auf so weitgehende nicht. 

Deutsch: Für die Verhandlungen im Haus, die morgen und übermorgen beginnen, [soll] das 
Staatsamt für Finanzen möglichst genaue Erfordernisberechnungen vorlegen, damit 
ein Überblick gewonnen werden kann. Wir gehen jetzt bis 29 Dienstjahre. Was kostet 
es für 24 und 14 Jahre? Die Vorlage der Summe würde die Verhandlungen sehr 
erleichtern. 

Genehmigt. 
 
 
4. 
Deutsch: In der Kabinettskonferenz der Parteienvertreter wurden an der Vorlage selbst keine 

Änderungen verlangt. Es waren nur zwei Streitpunkte. 
Roller wollte Freiheitsstrafen. Wir sind davon abgegangen, Freiheitsstrafen ohne 

Verschärfung bedeuten nicht viel. Sie gewinnt ihre Schwere erst durch die 
Verschärfung, Kost- oder Tabakentziehung. So etwas ist jetzt ausgeschlossen, die 
Freiheitsstrafe läuft auf einen Kasernenarrest hinaus, der nicht abschreckt. Die 
Freiheitsstrafen, die von der Disziplinarkommission verhängt werden können, sind 
nicht groß. Dazu kommt, daß man die Freiheitsberaubung auch für die Offiziere 
einführen müßte, was im Widerspruch steht zur Behandlung der Beamten und der 
Gendarmerie und Polizei. Aus diesen Gründen haben sich die Parteien entschlossen, 
von der Freiheitsstrafe abzusehen und es bei den Strafen der Vorlage zu belassen. 

Starken Eindruck machte die Erklärung der Militärvertreter, daß es den Fachleuten 
darauf ankomme, daß überhaupt bald ein Disziplinarmittel in die Hand gegeben wird, 
nicht daß die einzelnen Punkte so scharf ausgebaut werden als einzelne Kreise es 
wünschen. Sie halten ein Auslangen mit den Vorschlägen [für] möglich, besonders die 
Abzüge vom Gehalt sind wirksam. Roller hat seine Einwendung zurückgezogen. 

[Der zweite Streitpunkt war] die Zusammensetzung der Senate. Hier wurde nach 
längerer Beratung zu folgendem System geschritten: [Es gibt] zwei Instanzen. Die 
erste Instanz ist, wenn ein Offizier kommt, [gebildet] von einem Offizier als 
Vorsitzendem und zwei Offizieren als Beisitzende; [bei einem] Unteroffizier: ein 
Offizier, zwei Unteroffiziere; [bei einem] Wehrmann: ein Unteroffizier, zwei 
Wehrmänner. Die Kategorie des Angestellten stellt die Beisitzer. 

In der zweiten Instanz: ein Richter, ein Offizier, ein Unteroffizier und ein 
Wehrmann, dann ein Fünfter, entweder aus seinem Stand oder aus einer anderen 
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Klasse. Es wurde eingewilligt, daß statt vier fünf Richter genommen werden, der 
Fünfte nach Wunsch des Beschuldigten. Das Offizierkorps ist nicht einheitlich, alte 
und neue. Nun kann es sein, daß ein Offizier aus der Mannschaft auf einen Gegensatz 
stößt mit den Kameraden und er aus ?Angst eine Verstärkung [durch] seine früheren 
Kollegen sucht. Dieses System trifft in einer sehr guten und begründeten Weise die 
Möglichkeit. Es ist eine gerechte Ausgleichung der Senate. 

Die christlichsoziale Partei hat erklärt, daß der Einbringung im Haus kein 
Widerstand entgegen gesetzt wird - nicht daß er einverstanden wäre. 

Alle drei Parteien haben sich entschlossen, die Vorlage selbst im Haus 
einzubringen, die Christlichsozialen haben sich für die Ausschußberatungen freie 
Hand vorbehalten. 

Heinl: Ich bin informiert, daß wir nur in der ursprünglichen Form zustimmen. Die 
Deutschnationalen sollen [ihre] Abänderungsanträge im Haus stellen. 

Roller: [Ich möchte] fragen, ob in dieser Ergänzung bezüglich des Vertrauensmannes 
Verschwiegenheitspflicht auferlegt wurde. 

Deutsch: Artikel X. 
Roller: Die Beratung hat nur stattgefunden, um die Einbringung zu ermöglichen. Ich weiß 

nicht, ob es praktisch ist, wieder auf die ursprüngliche Form zurück zu greifen. Ein 
Vertreter der Christlichsozialen war leider nicht zugegen. Die Hauptsache bleibt, daß 
die Einbringung seitens der Parteien gestattet ist. 

Ellenbogen: Ich verstehe nicht, wozu das Kabinett diese Kabinettskonferenz eingesetzt hat, 
wenn es wieder anders gemacht wird. Der Ausweg wäre der, daß man beide 
Fassungen einbringt. 

Deutsch: Ich weiß nicht, ob die Christlichsozialen [sich] das [nicht] überlegen sollen. Es 
wurde von Miklas gewünscht, das Gesetz sachlich zu beraten und dann die Sache 
einzubringen ohne daß die Parteien sich gebunden erachten. Ich habe auch 
ausdrücklich erklärt, daß die Christlichsozialen nur der Einbringung zugestimmt 
haben, nicht aber gebunden sind. Die Arbeiten würden weit zurückgeworfen. Die 
Abänderungen sind hauptsächlich Anregungen Rollers. 

Heinl: Unsere Partei hat Bedenken bezüglich des Artikel VI, die Möglichkeit der Zuziehung. 
Unter der Voraussetzung, daß wir im Haus freie Hand behalten, stimmen wir zu. 

Einbringung genehmigt. 
 
 
5. 
[Zugezogen]: Ruber, Froehlich. 
Dr. Mayr: Wahlgesetz und Wahlordnung. 
Breisky: -. 
Froehlich: Aufgrund der Verhandlungen mit dem Komitee des Hauptausschusses für die 

Wahlordnung wurden zwei Gesetze entworfen, ein Mantelgesetz und das eigentliche 
Wahlordnungsgesetz. Es handelt sich um die Frage der Reststimmenverwertung. 

Zunächst wurden zwei Möglichkeiten erwogen, die Möglichkeit, ein zweites und 
drittes Skrut[ium] zu machen, einen Unterverband unter dem Hauptwahlverband, und 
das zweite war nur ein zweites Skr.[utium] für alle Wahlkreise. Diese zweite 
Ev.[entualität] ist von den Parteien angenommen worden. Die Einrichtung wurde 
dahin geregelt, daß 1.) eine fixe Zahl der im zweiten Skr.[utium] zu vergebenden 
Mandate festgestellt worden [ist], 10% der übrigen und 2.) die fixe Zahl wird in der 
Art ermittelt, daß die Restzahlen, welche auf eine Partei entfallen, mit gewissen 
Einschränkungen zusammengezählt [werden] und die Partei Reststimmen nach der - 
Methode zugewiesen bekommt. 

Die Verteilung innerhalb der Parteien könnte [so] erfolgen, daß jede Partei einen 
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Hauptwahlvorschlag einzubringen hat, wo die Zuweisung der Mandate erfolgt wie 
beim ersten Skrutium nach den Kreiswahlvorschlägen. Die zweite Möglichkeit ist die, 
daß die Partei ihren Anspruch auf einen Sitz im zweiten Skr.[utium] anmeldet und 
diese Mandate dann auf die Wahlkreislisten verteilt werden. Wir haben nun den Weg 
bestritten, daß es den Parteien im Gesetz freigestellt wird - entweder nur anmelden 
oder Vorlage einer Hauptwahlliste. 

Eine Frage soll erst im Verfassungsausschuß bereinigt werden, die Aufteilung der 
Mandate auf die Wahlkreise. Es wurde der Grundsatz festgelegt, daß kein Mandat - 
Land ein Mandat verlieren soll, das nicht auch Gebiete durch den Frieden verloren 
hat. Es wurde die Frage in Betracht gezogen, ob nicht innerhalb der Länder die 
Mandatzahl verändert werden soll. ?Adler verlangt die Aufteilung nach der 
Einwohnerzahl nach der -- Methode. 

Das Mantelgesetz soll die alten Bestimmungen übernehmen, andererseits einige 
allgemeine Normen schaffen, welche in der Verfassung fehlten und endlich soll es 
etwas machen, was notwendig ist - die Befugnis der provisorischen und der 
konstituierenden Nationalversammlung auf die Nationalversammlung überhaupt 
übertragen. 

Eine Frage ist offen geblieben, die Mandatsdauer. Der Entwurf spricht von 3 
Jahren, das ist ein Referentenantrag. Die Sozial[demokraten] möchten 2 Jahre, die 
Christlich[sozialen] 5 Jahre. Das Komitee hat aufgetragen, 3 Jahre als 
unverbindlichen Vorschlag aufzunehmen. 

Einbringung genehmigt. 
 
 
6. 
Dr. Mayr: Burgenland. 

Die Vorlage ist dringlich geworden, weil die Rat[ifikation] am 16. erfolgt und das 
Kabinett muß auch heute trachten, [einen] Beschluß zu fassen über die Einbringung 
der Gesetzesvorlage, die schon dem Kabinett vorgelegen ist. Das Kabinett hat damals 
zwei Mitglieder mit den Parteien zu sprechen beauftragt, ob der Einbringung 
zugestimmt wird und welche Änderungen stattzufinden hätten. Diese Kommission ist 
gegenstandslos geworden durch die Änderung im Kabinett. 

Für meine Person hätte ich nur [eine] Kleinigkeit zu be[an]standen gehabt: § 7 - 
mit Ausnahme der Verfassungsrechte. Ich fühle mich aber nicht berufen, Bemerkungen 
der Parteien zu vertreten. Es handelt sich um geringe Belange, die auch im Ausschuß 
gemacht werden können. Die Sozialdemokraten haben keine [Forderungen nach] 
Änderungen erhoben. Der Gesetzentwurf liegt vor. 

Froehlich: Begründet die staats- und völkerrechtliche Notwendigkeit zur Einbringung des 
Gesetzes. Völkerrechtlich haben wir gegenüber der Entente das Recht auf Besitznahme 
des Landes, mindestens es als unser Staatsgebiet zu betrachten. Der Friedensvertrag 
erklärt die Zuständigen des Burgenlandes als Österreicher. Wir brauchen daher ein 
Gesetz, welches das Land als Staatsgebiet erklärt - sonst Staatsbürger ohne 
Staatsgebiet. § 3 - oktroyierte Landesverfassung, weil keine Möglichkeit zur 
Konst.[ituierung] des Landtages besteht. 

Mayr: -. 
Deutsch: [Ich] halte die Übergangsbestimmung für selbstverständlich. § 10 sagt, daß wir die 

ungarischen Beamten übernehmen. Darin liegt eine arge Fessel. Im Land werden wir 
mit der Anwendung große Schwierigkeiten haben. Unsere Beamten erhoffen die 
Unterbringung in Westungarn. Die [...] Fassung wird in den eigenen Reihen großes 
Mißtrauen auslösen. 

Ich möchte geändert wissen im letzten Satz des Absatz 1: [es soll anstatt] 
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'hinreichend' = 'vollständig mächtig ist' [heißen] - wenn nicht der ganze Paragraph 
geändert wird. 

Froehlich: Diese Bestimmung stammt von der westungarischen Stelle im Inneren. Wir haben 
eine große Anzahl ungarischer Beamter schon jetzt in unseren Dienst genommen. 
Diese Herren brauchen wir, weil nach § 7 vorläufig das ungarische Recht noch weiter 
gilt und Leute, welche dies nicht in der Anwendung beherrschen, wenig geeignet ist - 
[sind]. Ob alle diese Leute des Deutschen mächtig sind und das festgestellt werden 
kann, weiß ich nicht. 

Roller: Wer die Beamten hat, hat die Herrschaft. Es geht nicht so glatt. Ödenburg ist voll von 
mady. [magyarischen] Beamten, die vollständig mady. [magyarischen] gesinnt [sind]. 
Namentlich wird man die leitenden Stellen mit verläßlichen Beamten besetzen müssen, 
wenn es auch ungarische Staatsbürger, aber Deutsche sind. Ich bin nicht imstande, 
eine Änderung der Textierung jetzt vorzuschlagen. Der Paragraph ist zu weit [gefaßt], 
namentlich in der Richtung, daß die ungarisch gesinnten Beamten im Falle der Nicht-
Übernahme über eine Verletzung ihrer Rechte klagen können. Die Tschechen haben 
die deutschen Beamten noch nicht alle übernommen. Einen allgemeinen 
Übernahmeparagraphen für die deutschen Beamten haben sie nicht in der Verfassung. 
Ich bitte um eine nochmalige Überlegung. Die Sache ist zu wichtig, als daß man 
darüber hinweg gehen könnte. 

In § 1 "von Ungarn abzutretendes Gebiet" scheint mir verfänglich. Muß nach dem 
Frieden Ungarn einen positiven Akt setzen? Ungarn steht noch immer auf dem 
Standpunkt der terr[itorialen] Unverletzlichkeit und dem Standpunkt der 
Selbstbestimmung. Auch [bezüglich] dieser Beiworte wäre zu überlegen, ob man nicht 
eine Schwierigkeit für später schafft. 

Grimm: § 10 ist eine Unbilligkeit für die nicht übernommenen deutschen Beamten. Wenn wir 
ungarische Beamte übernehmen, so erwächst daraus eine Belastung des Staats, 
finanziell. Man sollte darin die Richtlinien für die Übernahme der Beamten 
aufnehmen. Das wird finanziell sehr unangenehme Folgen haben. Die eigenen 
Beamten bauen wir ab und kränken unsere Beamten und übernehmen die Ungarn. 

Miklas: § 10 -. 
[Bezüglich] § 7 mache ich aufmerksam, daß die Ermächtigung in al. 2 

[hinsichtlich] der Rechtsangleichung eine ganz außerordentlich weitgehende 
Vollmacht ist, die eine unpolitische Regierung unmöglich tragen kann. Wir sind bis 
zur Durchführung der Wahlen und der Konstituierung der Landesverwaltung die 
Gesetzgeber und Verwalter, die Diktatoren Westungarns. Nach "ermächtigt" [sollte 
man einschalten] "mit Zustimmung des Hauptausschusses". Wenn wir schon nicht in 
jedem Fall vor die Nationalversammlung gehen müssen, so soll wenigstens der 
Hauptausschuß von der Änderung der Gesetze und Verordnungen in Westungarn 
erfahren. Es kann sich ja auch um politische Gesetzesmaterien handeln, die nach dem 
österreichischen Verfassungsgesetz in der Nationalversammlung mit besonderer 
Mehrheit beschlossen werden müssen, daher [sollte] die weitere Einschränkung 
[erfolgen]: Je nach der Materie, wie sie in analogen österreichischen Gesetzen 
behandelt wird, mit der qualifizierten Mehrheit im Hauptausschuß behandelt werden 
müssen. 

Die Maßnahme: Statt 'Benehmen' 'Einverständnis'. 
[Bezüglich] § 1 stimme [ich] Roller zu und betrachte die Zwischenbemerkung 'von 

Ungarn abzutretendes Gebiet' für sehr gefährlich. Wir haben keinen Anlaß in einem 
österreichischen Gesetz an Ungarn eine Aufforderung zu richten. Das wird sich 
Ungarn nicht befehlen lassen und wir haben keinen Anlaß einen solchen [...] Befehl zu 
erlassen. Es könnte höchstens gesagt werden 'bisher zu Ungarn gehörige' - am besten 
wäre die Streichung. 
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Die Bezeichnung "Burgenland" [sollte man] in Heinzenland ändern. Burgenland ist 
unhistorisch, Heinzenland ist volkstümlich und im Volk eingebürgert. 

Heinl: [Ich] schließe mich Miklas an. 
Aber Froehlich sagte, daß bereits Staatsbeamte angestellt sind. Ich möchte wissen, 

wieviele und wer sie angestellt hat? Ich bitte um Aufklärungen darüber. 
Deutsch: Die Stilisierung des § 10 nach Miklas entspricht dem, was ich wünsche und ich 

schließe mich an. [Bezüglich] der Anregung in § 1 nach Streichung bin ich 
einverstanden; um auszudrücken, daß wir eine einseitige Handlung vollziehen. 

[Bezüglich]§ 7. Es ist richtig, daß wir hier eigenmächtig vorgehen, aber ich kann 
mich dem nicht anschließen, daß man in das Gesetz eine Klausel der Zustimmung des 
Hauptausschusses [einschaltet, um] vorzugehen. Das Vorgehen mit dem 
Hauptausschuß soll intern geregelt werden, aber nach außen hin soll das nicht zum 
Ausdruck kommen. Der Zeitpunkt der praktischen Bedeutung des Gesetzes ist nicht 
bekannt, nach außen würde es ungünstig wirken, die Regierung unter die Kuratel des 
Hauptausschusses zu setzen. Man soll das Provisorische ausdrücken, diese 
Maßnahmen sind provisorisch (Absatz 3); sie sind ... 

[Zur] Bezeichnung: Burgenland gilt als neutraler Ausdruck, Heinzenland gilt nur 
für den Süden. Heinzenland gilt als Schimpfname. Die nördlichen Bewohner werden 
damit nicht einverstanden sein und der Süden wird kein Gewicht darauf legen. Das 
Gebiet hatte keinen einheitlichen Namen, es sind ganz verschiedene Kreise mit großen 
[...] in der Bevölkerung. 

Froehlich: ['Bezüglich] § 1, von Ungarn abzutretend - Die Streichung [wäre] vom 
völkerrechtlichen Standpunkt zu empfehlen, weil St. Germain für Ungarn nicht gilt. 

[Die Bezeichnung] Burgenland findet sich bereits im Wehrgesetz. Ein anderer 
Ausdruck würde [eine] Änderung des Wehrgesetzes bedingen. Die drei Vertreter 
haben verschiedene Bezeichnungen vorgeschlagen. 

[Zu] § 7, Absatz 2: Wenn wir jetzt nach der Rat[ifikation] das Burgenland in die 
Verwaltung bekommen, wäre es schwer, eine Bestimmung aufzunehmen, daß der 
Hauptausschuß zu befragen wäre, weil er mehrere Wochen nicht tagen wird. Die 
Behördenorganisation muß in Zusammenhang mit der Zentralorganisation gebracht 
werden. Das müßte geschehen ohne auf den Hauptausschuß warten zu müssen. Eine 
solche Bestimmung scheint deshalb gerechtfertigt, weil es sich nicht darum handelt, 
österreichische Gesetze zu ändern, sondern österreichische Gesetze in Kraft zu setzen. 
Es handelt sich um die Inkraftsetzung des überall anders geltenden Rechts. [Es ist] 
keine Autonomieverletzung, weil es sich nur um Gesetze handelt, welche Reichsgesetze 
sind und der Nationalversammlung unterliegen. Landesgesetze können nicht 
übertragen werden. Es wäre möglich, daß ein periodischer Bericht an die 
Nationalversammlung gemacht wird, aber die jeweilige Zustimmung des 
Hauptausschusses würde administrative Schwierigkeiten haben, weil der 
Hauptausschuß nicht immer zur Verfügung steht. 

Weil österreichische Gesetze eingeführt werden sollen, können sie nicht als 
provisorisch bezeichnet werden. Das könnte ins Gesetz kommen oder auf einer 
Übereinkunft bestehen. 

Die Staatsregierung ist gegen nachträgliche Genehmigung durch die 
Nationalversammlung ermächtigt. Der Ministerialrat wird ersucht zu formulieren. 

Roller: Das Gesetz spricht aus, daß Österreich die Gebietshoheit übernimmt, aber wie steht 
es mit der persönlichen Hoheit, wie steht es mit der Staatsbürgerschaft? 

Froehlich: Eine solche Maßnahme ist besprochen worden, [wurden] aber als nicht nötig 
[befunden], [weil die Artikel] 64-70 das Heimatrecht erklären. 

§ 10: Streichungen -. 
Roller: Es gibt zahlreiche Grenzfälle. Die Tschechen haben den Deutschen eine Frist zur 
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Erlernung der Sprache gegeben. 
Miklas: Den Bedenken ist Rechnung getragen durch das Wort "können", sie können eben 

auch später aufgenommen werden, wenn sie das Deutsche erlernen. "Insbesonders" 
streichen. 

[Beschluß]: Die Vorlage [wird] zur Einbringung mit den Abänderungen genehmigt. 
 
Froehlich: Die Beamten sind nur in Verwendung genommen, nicht angestellt worden. Sie 

haben informative Mitarbeit geleistet, besonders über [...]dienste. 
Heinl: Ist die Verwendung nur im Inneren geschehen oder auch anderwärts und mit 

Zustimmung der Finanzen? 
Grimm: Mit [dem Staatsamt für] Finanzen ist das Einvernehmen gepflogen worden. 
 
 
7. 
Mayr: Verschiedene Abordnungen haben gebeten, wegen der Boyk[ott]-Schäden an der 

niederösterreichischen und steirischen Grenze - die Frage zur Sprache zu bringen. 
Durch den B[oykott] wird eine Reihe von Grundbesitzern an der Grenze geschädigt, 
weil sie ihre Ernte und ihr Futter nicht aus Ungarn herüber bringen können. Ich bitte, 
daß der Kabinettsrat sich dazu äußert, wie etwa in dieser Richtung den 
österreichischen Staatsbürgern an der Grenze eine Erleichterung verschafft werden 
könnte. 

Heinl: Nicht nur die Grenzbewohner werden geschädigt, auch das Staatsamt für Handel 
kommt in eine unangenehme Lage wegen der Kohlen. Das Elektrizitätswerk mußte 
Kohlen nach Ebenfurt zuführen, daher ist die Kohlenbevorratung zurückgegangen. 
[Ich] habe an [das Staatsamt für] Äußeres geschrieben und [darauf] hingewiesen und 
dringend gebeten, die Angelegenheit in ein rasches Tempo zu bringen, weil wir jede 
Verantwortung ablehnen müssen. 

Hanusch: Wir können uns mit dieser Frage nicht beschäftigen. Wenn solche Beschwerden 
einlaufen, so muß sich der Vorsitzende mit dem Permanenzkomitee ins Einvernehmen 
setzen wegen Erleichterungen. Aber das Kabinett kann keine Beschlüsse fassen, weil 
sie - [es] außerhalb des B[oykotts] steht. Ich ersuche, sich mit Permanenzkomitee ins 
Einvernehmen [zu] setzen. 

Grünberger: Nach meinen Berichten trifft der Boy[kott] auch die Obst- und 
Gemüseversorgung. 

Grimm: Es besteht keine gesetzliche Verpflichtung für den Staat, finanzielle Entschädigung zu 
leisten. Wenn die Frage mit dem Permanenzkomitee zur Sprache kommt, muß es 
finanziell sehr vorsichtig geschehen. Wenn bei den Grenzbewohnern nachgegeben 
wird, dann ist nicht abzusehen, wo es aufhört. Für einen Schaden -. 

Miklas: Es ist sehr bedenklich, daß die Verhandlung in Abwesenheit des Äußeren geschieht. 
Sie ist innenpolitisch wichtig und hat mit dem Auswärtigen engsten Zusammenhang. 

[Was] den Vorschlag Hanuschs [betrifft], daß sich der Leiter des Kabinetts an das 
Permanenzkomitee zu wenden hätte, so muß ich sagen, daß ich dagegen aus 
staatspolitischen, äußeren Gründen, die größten Bedenken [habe]. Eine 
österreichische Staatsregierung kann sich nur an auswärtige Mächte wenden, die bei 
uns offizielle vertreten sind, aber nicht an den - [ein] anon.[ymes] Komitee. 

Ich betone, daß ich zwei Mal in eindringlicher Weise auf die großen Gefahren diese 
B[oykotts] aufmerksam gemacht und meine abweichende Meinung zu Protokoll 
gegeben habe. Ich habe [darauf] hingewiesen, anknüpfend an die Worte R[enners], 
daß er im B[oykott] ein Kriegsmittel sieht, aber - daß dieses gehandhabt wird von 
Leuten, welche der österreichischen Staatshoheit unterstehen und sich in einem 
staatlichen Dienstverhältnis befinden. Der B[oykott] wird ausgeführt auf 
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österreichischem Gebiet unter Anwendung österreichischer Mittel. Das ist ein für die 
Dauer unerträglicher Zustand, abgesehen von den Schäden für die Volkswirtschaft. 

Ich gebe aber zu, daß die Regierung diese Frage nicht zu lösen imstande ist. Ich 
bitte den Leiter des Kabinetts, sich über die B[oykott]frage mit den politischen 
Parteien im Hauptausschuß auseinanderzusetzen und zu fragen, was der Staat 
angesichts der Gefährdung seiner inneren und äußeren politischen Situation zum 
B.[oykott] zu sagen und zu stellen hat. Wir erwarten von den Parteien eine Direktive 
und eine Maßnahme. 

Deutsch: Wir legen keinen Wert darauf, daß der Vorsitzende sich mit dem Permanenzkomitee 
in Verbindung setzt. Der Vorschlag war nur so gemeint, daß man sich an jene wenden 
muß, welche die Schädigung bewirken. Es sollte mit Hueber gesprochen werden, von 
einer Verankerung der Gewerkschaft ist nicht die Rede. Alle diese 
Auseinandersetzungen über den B.[oykott] sind im Kabinett vorgefallen. Wir 
verstoßen gegen die Gesetze, aber wir haben keine Macht, es zu verhindern. Wir 
können [uns auf] keinen Krieg gegen die reale Macht der internationalen 
Gewerkschaft einlassen. Uns kommt es nur darauf an, für uns die Schäden für den 
einzelnen nach Möglichkeit abzuwehren. 

Ellenbogen: [Ich möchte aufmerksam machen, daß] was Hanusch [ge]meint hat, von den 
Regierungen anderer Staaten schon praktiziert worden ist. Die Amerikaner haben 
[sich] ohne völkerrechtliche Bedenken mit dem Komitee bezüglich der Durchlassung 
von Kinderhilfsaktionen in Verbindung gesetzt und es [ist] dabei ein guter Erfolg 
erzielt worden. Als sich in den Tagen meiner Amtsinhabung - an mich von einem 
Referenten der Wunsch geäußert wurde wegen der Durchlassung von Lokomotiven zur 
Heranbringung von Benzin aus Rumänien. Ich habe es getan und der Wunsch ist 
erfüllt worden. 

Es ist ein Krieg von einer außerhalb der Gesetze stehenden, aber faktisch 
vorhandenen Macht, mit der man sich auseinandersetzen muß, so gut es geht. Der 
Vorschlag Hanuschs ist ein Vorschlag zur Güte. 

Mayr: Ich glaube am besten - den Absichten des K.[abinetts] am besten [dadurch] zu 
entsprechen, daß ich [mich] mit Renner und dem Hauptausschuß über die 
vorgebrachten Klagen auseinandersetze. 

 
9. 
Richter: Schüller und ich haben in Genf mit dem Roten Kreuz verhandelt. [Wir] wurden von 

Deutschland eingeladen nach Berlin zu kommen [und] haben mit Kopp 
Verhandlungen begonnen, dazwischen [kam] der Kapp-Putsch. Wir hatten abgemacht, 
daß vorläufig die Bindung des deutschen Vertrages auch auf österreichische 
Gefangene angewendet werden soll. 

Im Mai wurden die Verhandlungen fortgesetzt. Kopp erklärte, daß sie 
beanspruchen eine Vertretung in Wien, früher würden sie nicht gestatten, daß jemand 
in Moskau die Repatriierung übernimmt. Dann [verlangten sie], daß in der Frage der 
Waffenlieferungen strengste Neutralität zugesichert wird. [Wir] haben versucht, die 
Bedenken zu zerstreuen [und versichert], daß keine Lieferungen an Polen geschehen. 
Er hat gefragt, wie sich die österreichische Regierung zum Abtransport der 
ungarischen Volkskommissare stellen würde. Ich habe dem Staatskanzler berichtet 
und es dürfte bekannt sein, daß der Kanzler die Gelegenheit [wahr]nahm, mit der 
Entente darüber zu sprechen. 

Von Mai bis jetzt waren keine Verhandlungen und der mündliche Vertrag, daß die 
österreichischen [Gefangenen] gleich den deutschen zu behandeln seien wurde 
eingehalten bis Mitte Juni. Dann kam die Nachricht, daß die Rücksendung storniert 
wird und alle österreichischen Offiziere in Moskau und Peterburg interniert und zu 
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Zwangsarbeiten verhalten werden. [Ich] bin neuerlich mit Kopp in Verbindung 
getreten und habe den Abschluß des Vertrages urgiert. Die Gesandtschaft hat 
mitgeteilt, daß Kopp weitere Verhandlungen wünscht. Kopp sagte, daß er keine 
Vollmacht habe, sondern Litwinow in Kopenhagen. 

Ich war in Kop[enhagen], Lit[winiow] stellte fest: [Es besteht] die Bereitwilligkeit 
zum Vertrag und darauf einzugehen, daß die Offiziere gleich der Mannschaft 
zurückgesendet werden, aber wir [müssen] feststellen, daß ein solcher Vertrag [nur] 
möglich ist gegen die Verpflichtung, keine wie immer geartete Waffenlieferungen oder 
Durchtransporte auch von fremden Staaten - nicht zuzulassen und [Österreich] bereit 
ist, die in österreichischen - [den] internierten Volkskommissaren das Recht der 
Freizügigkeit zu gewähren und [sie] nach Rußland abzutransportieren. 

Ich habe in sechs Stunden Verhandlung versucht, [klarzulegen], daß eine große 
Zahl von Fragen nicht zugestanden werden könne wegen der Verpflichtungen des 
Friedens und weil wir keine Machtmittel haben, wenn eine Ententemacht mit seinen 
Mitteln etwas durchführt. Nichtsdestoweniger sagte Litw[inow], daß er darauf besteht 
nachdem seine Vorschriften solche sind, daß ohne diesen Punkt kein Vertrag gemacht 
werden kann. Wird Rußland sehen, daß Anstrengungen zur Verhinderung gemacht 
werden, würden sie den Vertrag als erfüllt ansehen. 

Heinl: Es wäre interessant zu hören, welche Anzahl von Kriegsgefangenen drüben ist und wie 
lange der Abtransport dauert. Der § 4 scheint mir bedenklich, besonders die 
Freizügigkeit. Ich wehre mich nicht gegen die Freizügigkeit, aber es können für die 
Regierung unangenehme Dinge entstehen. Es warten zahlreiche Ungarn auf eine 
?Attentats-Möglichkeit. Das kann sehr unangenehm werden, weil die Anhänger des 
Kun dagegen auftreten könnten. 

Da [der Staatssekretär für] Äußeres nicht da ist und ich auch den 
Polizeipräsidenten zu hören wünsche, [ersuche ich], zurück[zu]stellen die 
Beschlußfassung und die beiden Herren ein[zu]laden. 

Miklas: Ich bin für die rascheste Verabschiedung des Vertrages. Wir müssen vor der 
Öffentlichkeit alles tun, was die [Möglichkeit der] Heimkehr eröffnet. 

Nachdem aber einige Paragraphen enthalten sind, welche politisch sind, ist es 
nicht möglich, sich - sie im Kabinett zu verabschieden. Morgen soll der 
Hauptausschuß zusammentreten und dort soll [man] über § 4 eine Entscheidung 
fällen. Auch das Staatsamt für Justiz soll sich zur Rechtsfrage äußern, was mit Kun 
geschehen soll, ob wir sie ohne weiteres fort lassen können. Dann muß das [Staatsamt 
für] Äußeres mitteilen, wie die übrigen Mächte sich zur Frage stellen. Italien hat 
Einspruch erhoben und verlangt die weitere Internierung. 

Mir persönlich wäre es am liebsten, wenn der § 4 voll erfüllt würde und die 
Volkskommissare möglichst rasch nach Rußland abgehen könnten. Jedoch würde ich 
für diesen Fall gewisse Vorsichtsmaßnahmen treffen. Die Freizügigkeit in Wien würde 
bedeuten, daß sie erschlagen oder umgebracht werden von Ungarn. Es wäre 
vorzusorgen, daß die Volkskommissare unter sicherster Bedeckung auf einem näher zu 
vereinbarenden Weg in die Hände der russischen Regierung gespielt werden. 

Bedenklich ist die Bestimmung, daß zur technischen Durchführung [sowjetische] 
Vertreter in den Hauptstädten erscheinen werden, bis zu fünf Delegierte. Wir haben 
mit diesen russischen Delegierten vor 1½ Jahren etwas unangenehme Erfahrungen 
gemacht. Es waren fortwährend Konflikte, es mußte eine Überwachung eingerichtet 
werden, sie haben die kommunistische Bewegung gefördert. Es ist zu besorgen, daß 
die Delegierten mit ähnlichen Aufträgen herkommen. Wenn man sie schon in 
Kopenhagen und Berlin hat, so ist das nicht auf die gleiche Stufe zu stellen. Hier 
werden sie eine andere Rolle spielen als Lit[winow] in Kopenhagen. Ich wäre auch 
dafür, daß über diese Dinge [das Staatsamt für] Inneres und die Polizei sich äußern. 
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Ich hoffe, daß die Bedenken zu zerstreuen sind und die Heimbringung rasch 
ermöglicht wird. Ich bitte um Aufschub auf 24 Stunden bis diese Herren 
einvernommen sind und -. 

Deutsch: Renner [hat] erklärt, daß er diesem Vertrag zustimmt. Im übrigen ist nichts zu 
sagen, wenn der Hauptausschuß entscheiden soll. Nur ist nötig, daß der 
Hauptausschuß sich [rasch] damit beschäftigt, da wir [die Sache] nicht verzögern 
dürfen, da die Russen schon rat[ifiziert] haben. Das erfordert Beschleunigung. 

Wir haben die Freizügigkeit so aufgefaßt, daß sie besteht in der Freizügigkeit nach 
Rußland. Es soll alles geschehen, um sie wegzubringen. Auch eine Freizügigkeit im 
Sinne der Bewegungsfreiheit in [...] ist nicht zu befürchten. Interniert sind nur Kun 
und Vago, die übrigen sind nur konf.[iniert]. Diese machen von ihrer 
Bewegungsfreiheit keinen Gebrauch. Es kommt der russischen Regierung darauf an, 
sie - [daß] sie zu ihnen kommen und wir können sie losbekommen und wir werden 
alles tun, diese Wünsche zu erfüllen. 

Die Kommission ist für uns wohl bedenklich, wir haben schon mit einer 
unangenehme Erfahrungen gemacht. Die Zeiten haben sich [aber] geändert. Es 
kommen nur fünf, der Aufenthalt ist beschränkt auf einige Monate, so daß wir hoffen 
können, daß es ohne Schwierigkeiten abläuft. Wir haben eine Kommission drüben und 
können daher die Kommission der Russen nicht ablehnen. Wir müssen zustimmen. Die 
Angehörigen werden nie begreifen können - daß die kommen. 

[Beschluß]: Das Kabinett erteilt die Zustimmung vorbehaltlich der Genehmigung durch den 
Hauptausschuß. 

 
Roller: 31 Personen sollen ausgeliefert werden. Die Sache muß getrennt geführt werden vom 

Auslieferungsverfahren. Das Auslieferungsverfahren kann nicht binnen 24 Stunden 
durchgeführt werden. Es sind neue Anträge auf Zeugeneinvernehmungen gekommen, 
inwieweit diese Personen mit Tathandlungen beschäftigt waren. Höhere politische 
Rücksichten verbieten es, zu warten, bis das Auslieferungsverfahren beendet ist. Ich 
bin dafür, daß die Sache noch erörtert wird. 

Angenommen. 
 
Miklas: Seitz soll ersucht werden, zu diesen Verhandlungen Deutsch, Renner, Roller, Richter, 

Breisky. 
 
 
10. 
Mayr: Tabak[ersatz]-Lizenzgebühr. 
 
 
11. 
Mayr: Weitere Gültigkeit - und [ich] betone, daß in Bezug auf die weitere Verteilung der 

Geschäfte in den Staatsämtern alles beim Alten bleibt. 
Ellenbogen: Die jetzigen Unterstaatssekretäre haben eine andere Stellung als die früheren, 

denn ihre Funktion ist genau umgrenzt, sie haben einen bestimmten Wirkungskreis. Ich 
möchte nur erwähnen, daß diese Dienstanweisung soweit -. 

[Am Rand]: ?deshalb gelten die Bestimmungen der Dienstanweisung nur soweit sie 
eben diese Funktionen mit [einem] bestimmten Wirkungskreis betreffen. Als die 
anderen Staatssekretäre weggefallen sind, mußte sie außer Kraft treten, falls ähnliche 
Funktionäre bestellt werden, müßte sie geändert werden. 

Breisky: Eldersch hat im November ein Schreiben an Miklas und Glöckel gerichtet. Ich weiß 
nicht, ob das wiederholt werden soll. 
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Miklas: Ich meine, daß Breisky unter Berufung auf den heutigen Beschluß und die erste 
Sitzung des Kabinetts uns einfach mitteilt, daß es bezüglich Umfang und 
Wirkungskreis der beiden Ämter beim Alten bleibt. 

 
 
13. 
Pesta: Elektrifizierung der Staatsbahnen. 
Ellenbogen: Der Gesetzentwurf ist eine überwältigende Arbeit. Es ist die Pflicht, im 

Kabinettsrat Ministerialrat Di[ttes], unter dessen Leitung diese außerordentliche 
Leistung, welche unseren Ruf im Ausland in glänzendes Licht stellt, [vollbracht 
wurde], den Dank des Kabinettsrates auszusprechen. 

Es ist unerläßlich, daß einmal diese Vorlage, deren Verzögerung auf sachliche 
Schwierigkeiten zurückzuführen ist, vom Kabinettsrat beschleunigt wird. Der 
Präsident muß gedrängt werden, daß der Entwurf raschestens verhandelt wird. Schon 
nach den letzten Beratungen wurde die Vorlage mit Enth.[usiasmus] begrüßt. Die 
Ermächtigung zum Baubeginn wurde erteilt. 

Es handelt sich darum, daß die begonnen Arbeiten nicht eingestellt werden. Der 
letzte Kabinettsrat hat beschlossen, daß trotz des Budgets 1/12 100 Mill.[ionen] noch 
für Juli dem El[ektrizitäts]amt zur Verfügung gestellt werden, damit es die 
Bestellungen auszahlen [kann]. Wenn jetzt Ende des Monats die Einstellungsgefahr 
neu eintreten würde, so würden mit der Einstellung der Bauten die Werke verfallen, 
die Straßenbauten verfallen. Es würde abgesehen von Prozessen und Verzugszinsen 
eine Reihe schwerer Schäden für die Staatsfinanzen entstehen. 

Es ist außer dem Beschluß, diese Vorlage in der Nationalversammlung 
einzubringen, auch noch ein Beschluß zu fassen, wie sich das El[ektrizitäts]amt 
bezüglich der begonnen Arbeiten bis zur Beschlußfassung der Nationalversammlung 
zu verhalten hat. Es sind seinerzeit zuerst 95 M[illionen] unter dem Titel 
Notstandsbauten vom Staatsrat bewilligt worden, die vom Kabinettsrat bis zum [Limit 
von] 200 Mill[ionen] Kronen bewilligt worden [sind]. Ich bin für die weitere 
Auslegung, daß die 200 M[illionen] Kronen dazu bewilligt werden sollten. Immerhin 
ist selbst bei 200 M[illionen] Kronen ein Spielraum, damit das El[ektrizitäts]amt nicht 
am Fortgang der Arbeiten gehindert würde. 

Antrag: Das El[ektrizitätsamt] ist ermächtigt, die Arbeiten - die schon eingeleiteten 
Arbeiten fortzusetzen, jedoch nur in dem Rahmen des unbedingt Nötigen. Es ist aber 
verpflichtet, über die Grenzen der Ausgaben mit dem Staatsamt für Finanzen in 
ununterbrochener Fühlung zu bleiben. 

Es geschieht schon jetzt nur das unbedingt Notwendige. Aber etwas muß 
geschehen, wenn nicht ein Jahr verloren gehen soll und ungeheure Kosten verloren 
gehen sollen. Der größere Gesichtspunkt, daß wir unsere Volkswirtschaft auf die 
Beine bringen, muß zum Durchbruch kommen. 

Grimm: Ich bitte, aus dem letzten Antrag nicht zu schließen, daß das Staatsamt für Finanzen 
schon sein Einverständnis gegeben hat, daß wir [mit] einer weiteren planlosen 
Fortführung der Bauten einverstanden wären. 

Wir müssen Gewicht darauf legen, daß auf das Notwendigste eingeschränkt die 
Arbeiten erfolgen. Die Situation ist heute eine ganz andere. Damals hatten wir noch 
Kreditermächtigungen und [einen] Rest von Kassenbeständen. Ausgegeben wurden 54 
Mill[ionen], im Juni wurden die 200 M[illionen] angesprochen und es waren die 95 
noch nicht ausgegeben. Heute haben wir weitaus höhere Auslagen, sind aber nur in 
der Lage, eine in - dem Vorjahr entsprechende Kreditermächtigung anzusprechen. Wir 
fürchten, daß wir bis zum Wiederzusammentritt des Parlaments mit dem Betrag nicht 
auskommen. Daher müssen wir auf einer weitgehenden Einschränkung bestehen. Sonst 
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könnten wir andere dringende Auslagen aus den Staatsmitteln nicht bestreiten. 
In der Besprechung wurden Beschlüsse gefaßt. Die Beträge sollen einvernehmlich 

monatlich limitiert werden und andere, weniger dringende Arbeiten zurückgestellt 
werden. Das ist uns zugegeben worden und unter dieser Einschränkung, daß das 
Staatsamt für Handel verpflichtet wird, mit uns immer vor der Einleitung der Arbeiten 
einen Monatsbetrag zu limitieren und sich darüber auszusprechen, wo andere 
[Ausgaben] zurückgestellt werden sollen und die Kredite dafür verwendet werden 
sollen, könnte ich mich mit dem Antrag Ellenbogen einverstanden erklären. 

Mayr: Der Gesetzentwurf ist zur Einbringung genehmigt. Der Antrag Ellenbogen wird auch 
genehmigt mit der Einschränkung, die Grimm soeben erklärt hat - monatliche 
Limitierung im Vormonat unter Berücksichtigung der anderen zurückzustellenden 
Arbeiten. Das Einvernehmen wird gepflogen werden. 

Ellenbogen: Es handelt sich nicht nur um den Spulersee, sondern auch [um] die Arbeiten an 
der Malnitz und im Stubachtal und [am] Rutzbach. Das darf auch nicht unterbrochen 
werden. 

 
 
14. 
Glöckel: Kunstgegenstände. 
 
 
15. 
Hanusch: Invalidenbeschäftigungsgesetz. 

[Es erfolgte ein] neuer Prot[est] der Industrie gegen die Einstellung von Invaliden. 
Die Leute werden entlassen, aus den Spitälern gebracht, müssen auf Staatskosten 
verpflegt werden. Es muß getrachtet werden, sie zwangsweise in die Betriebe zu 
bringen. Wenn ich bisher mich gesträubt habe gegen ein solches Gesetz, so ist [das] 
auch [deshalb gewesen, weil] die Vollzugsanweisung mit 20 % Einstellung auf dem 
Weg war. Die Invaliden drängen, ich muß eine solche Vorlage bringen. Der 
Prozentsatz wird von 20 auf 15 oder 10 % herabgesetzt. 

Strittig [sind] zwei Punkte: Das Staatsamt für Handel [verlangt, daß in] § 1, jene 
Betriebe, wo Frauen vorwiegend beschäftigt werden, ausgeschaltet werden. Die 
Finanzverwaltung [verlangt], daß Monopolbetriebe ausgenommen werden. 

Beide Dinge [sind] nicht annehmbar, [sie sind] auch in Deutschland nicht 
ausgenommen. Die Weber[ei]-Betriebe können sich durch die Ausgleichstaxe 
aushelfen. Eine Ausnahme für die Staatsbetriebe würde die Öffentlichkeit nicht 
verstehen. Es kann [in] § 1, Absatz 2 [darauf] Rücksicht genommen werden - 
besondere Betriebsarten und die Einstellung mindern. Die Arbeitsinvaliden der 
Staatsbetriebe werden mit eingerechnet werden. 

[Ich] erbitte die Ermächtigung zur Einbringung. 
Heinl: [Ich] bin im Prinzip nicht gegen das Gesetz, bin aber dagegen, daß ein solches Gesetz 

von solcher Bedeutung für die Unternehmer jetzt eingebracht wird, weil die 
Vollzugsanweisung ohnedies die Möglichkeit gibt, Betriebe einzustellen. [Ich] glaube, 
daß es heute nicht erledigt zu werden braucht. Innerhalb der Parteien soll durch 
Verhandlungen die Möglichkeit geschaffen werden, am Beginn der Herbsttagung ein 
Gesetz zu schaffen. Vielleicht genügt die Ausgestaltung der Vollzugsanweisung. 

Grimm: Wir sind nicht der Ansicht wie Hanusch. Wir meinen, daß die Staatsbetriebe 
ausgeschieden werden sollen, umsomehr als sie ihre Personalaufnahme nach 
bestimmten Annahmen vollziehen und der Staat ohnedies für die Kriegsinvaliden 
?genügend viel leistet. In den Staatsbetrieben darf der Stand [nicht] überschritten 
werden, es müssen die Pensionierungen vorgenommen werden. Bei den 
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Salinenverwaltungen ergänzt sich das Personal aus der bodenständigen Bevölkerung. 
Es wird dort die Einstellung fremder Invaliden keinen guten Eindruck machen. Wir 
haben uns aber [damit] abgefunden. 

Wir müssen uns aber wehren gegen die Ausgleichstaxe nach § 10 und 9. Es 
entspricht nicht der Auffassung des Staates, daß er hier Beiträge zu leisten [hat]. Der 
Staat wird die Invaliden einstellen, wo er kann, aber daß er auch [Beiträge] zu einer 
Ausgleichstaxe leisten soll, ist etwas ganz Unmögliches. Wir bitten, die Verpflichtung 
des Staates gegen § 9 und 10 auszuschalten. 

Wir hätten eigentlich auch Bedenken gegen die Bildung eines eigenen Fonds und 
sollten verlangen, daß es in den Staatsschatz fließt, aber damit haben wir uns 
abgefunden. 

Mayr: Prinzipielle Frage über die Einbringung. 
Hanusch: Ich warne [davor], einen solchen Beschluß zu fassen. Morgen soll [eine] Sitzung 

der Invaliden stattfinden und in welcher Beschwerde geführt werden soll, daß die 
abschließende - die Sommerperiode abschließt ohne [ein] Gesetz für die Invaliden. 
Das Gesetz wird seit Monaten verhandelt. Das Gesetz wird erst in der Herbstsession 
beschlossen werden, aber es liegt mir daran, es einzubringen, damit die Invaliden 
sehen, daß das, was in anderen Ländern geschehen ist, auch bei uns geschehen soll. 
Wir stehen hier vor einer Notwendigkeit. 

In die Vollzugsanweisung kann ich die Invaliden nicht hineinbringen. Die 
Vollzugsanweisung spricht nur von Arbeitern und die Invaliden - [Unternehmer] 
weigern sich als Arbeiter Invalide aufzunehmen. In den Arbeitsvermittlungsämtern 
werden keine Invalide genommen. So können wir den Dank des Vaterlandes nicht 
auffassen, daß wir uns um sie nicht kümmern. Man mutet den Unternehmern nicht zu, 
arbeitsunfähige Leute zu nehmen. Die Invaliden müssen den Beruf verstehen. Es sollen 
nur von 35 bis 75 % Erwerbsfähige eingestellt werden. 

Die Gefahr ist auch nicht so groß, weil wir nicht plötzlich arbeitslose Invalide 
haben, daß [in] allen Betrieben die 5 % eingestellt werden müssen. Wenn das eintritt, 
fällt auch die Taxe weg. Es kommen nicht so viele Leute in Frage, etwa 700-800 
Personen in ganz Österreich. Darunter ist ein großer Prozentsatz von Arbeitsscheuen. 
Ich bringe sie nicht aus den Invalidenheimen, wenn ich ihnen nicht sagen kann, dort 
ist Arbeit. Wenn ich ihnen das nicht sagen kann, kann ich sie nicht wegbringen. Der 
Zweck ist, mit diesen Leuten aufzuräumen, während die anderen sich schon Arbeit 
verschafft haben. In Niederösterreich sind 60.000 Invalide in Arbeit. 

Etwaige Bedenken können im Ausschuß ausgetragen werden. Die Taxe kann ich für 
die Monopolbetriebe herausnehmen. Heinl soll [seine] Bedenken fallen lassen, man 
kann die Zahl der Invaliden nach § 1, Absatz 2, durch Vollzugsanweisung herabsetzen. 

Pesta: [Zu] § 1, bezüglich des Kreises der Betriebe, alle sonst auf Gewinn berechnete 
Betriebe - gilt das auch für die Staatseisenbahnen, Telegraphie und Post? 

Hanusch: Eisenbahn, Post und Telegraphie werden wir ausnehmen. 
Heinl: Unter der Voraussetzung, daß uns freie Hand belassen wird, werde ich keinen 

Einwand erheben. [Ich] wünsche aber, daß dem Staatsamt für Handel die Möglichkeit 
geboten wird, [bezüglich] der Vollzugsvorschriften den Antrag zu stellen, daß für 
bestimmte Industrien und Gewerbe die Abänderung der Zahl der Arbeiterzahl 
festgesetzt wird - [daß] wir eine Einflußnahme auf die Vollzugsanweisung bekommen. 

Grimm: Dann müßten die Monopolbetriebe auch ausgeschaltet werden. 
Haueis: [Man sollte in] § 1 die Bestimmung [einschalten], wonach nur [für] die ständig in 

den Betrieben beschäftigten Arbeiter ein solcher Invalider einzustellen wäre - mit 
Rücksicht auf die Saisonarbeiter in der Landwirtschaft. 

Hanusch: Den Wünschen des Landwirtschaftsamtes haben wir ganz Rechnung getragen. 
Darüber kann noch im Ausschuß geredet werden. 
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[Beschluß]: Angenommen. Die Bemerkungen können alle im Ausschuß erörtert werden, für 
die Monopolbetriebe wird die Ausgleichstaxe gestrichen. 

 
 
16. 
Haueis: Regulierungsgesetz. 
 
 
17. 
Heinl: Wiener Bauordnung. 
 
 
18. 
Heinl: Volksbekleidung. 
Hanusch: Ich bitte die Staatskanzlei und den Staatssekretär, wenn solche Vorschläge gemacht 

werden, daß sie gleich bei der Austeilung der Tagesordnung bekannt gegeben werden. 
[Ich] bitte [um] die Absetzung zwecks Klubberatung. Das ist eine wichtige Frage, die 
im Klub beraten werden muß. 

Ellenbogen: Ich bitte, daß Heinl die Absichten in Bezug auf das Volksbekleidungsamt 
schriftlich niederlegt und den Klubs mitteilt bevor sie aktuell werden. 

Vertagt. 
 
 
19. 
Breisky: Linzer Darlehen. 
 
 
20. 
Breisky: Kärnten. 
 
 
21. 
Breisky: Brückenmaut Golling. 
 
 
22. 
Ellenbogen: Die Gesellschaft will mit Steyr die große Mühl, an welcher sie alle Wasserkräfte 

besitzt, ausbauen. Durch die Preissteigerung ist der Plan, daß nur Linz baut, 
unmöglich. 275 [Millionen] Bauaufwand. 

Heinl: Über den Vertrag ist mit meinem Ressort [und] auch nicht mit dem Staatsamt für 
Landwirtschaft das Einvernehmen gepflogen worden. Zur Beurteilung der 
wirtschaftlichen Rechnung ist die genaue Kenntnis der Voraussetzungen der 
Rent[abilitäts]berechnung notwendig. 

[Ich] beantrage das Wewa [Wasserkraft- und Elektrizitätswirtschatsamt] zu 
ersuchen, im Sinne der Statuten des W[ewa] [den Antrag] der Beschlußfassung im 
Direktorium zu unterziehen und sodann erst neuerlich im Kabinettstat die Sache zur 
Beschlußfassung vorzulegen. 

Ellenbogen: Die Sache drängt wegen der Generalversammlung am 19. und weil jeder Tag 
eine Verteuerung der Kosten bedeutet. Das W[ewa] ist in der Sache angegangen 
worden vom Generaldirektor Günter, daß es die Vermittlung beim Staatsamt für 
Finanzen übernimmt zur Durchführung. Die Prüfung der Rent[abilität] ist im 
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Staatsamt für Finanzen vorgenommen worden. Die neuerliche Überprüfung hält zu 
lange auf. Die Dinge sind sonnenklar. Es sollte die Verzögerung unterbleiben. [Ich] 
bitte um die Rückziehung des Einspruches. 

Grimm: Wir wurden zur Sache gedrängt, aber Staatsekretär Reisch war der Ansicht, daß der 
Staat, [um] sich nicht aus der El[ektrizitäts]wirtschaft der Länder herausdrängen zu 
lassen - daß die staatliche Beteiligung zugestanden wurde. 

Heinl: Das Staatsamt für Finanzen kann die Rentabilitätsberechnung in technischen 
Angelegenheiten nicht überprüfen. Die zuständigen Staatsämter müssen gefragt 
werden. Die technische Abteilung hat entschieden Einspruch erhoben. 

Gegenstand vertagt. 
 
 
[Mayr]: Ellenbogen hat beantragt, Dittes den Dank auszusprechen. Der Kabinettsrat 

beschließt die Danksagung. 
 
 
23. 
Grimm: Investitionsanlehen Oberösterreich und hierfür das Staatsamt für Finanzen zu 

ermächtigen, ein Gesetz über Pupillarsicherheit einzubringen. 
 
 
24. 
Haueis: Lohndifferenzen der Landarbeiter. Was kann geschehen, [um] diese Lohndifferenzen 

beizulegen? 
Die Arbeiternehmer haben erklärt, wenn ihre Forderung nicht bewilligt wird, 

werden sie die Ernte beschlagnahmen und den Überschuß an das Land abführen. Ich 
weiß nicht, was das Land Niederösterreich tun wird, aber das Land könnte in einem 
solchen Fall den Bolschewismus dadurch unterstützen, daß es auf solche Weise 
entzogenes Getreide übernimmt. 

Ich glaube, daß etwas geschehen muß auch aus dem Grund, weil [es] bei Fortdauer 
dieses Zustandes die Ablieferungswilligkeit der Bauern schlimm beeinflussen würde 
und das hätte schwere Folgen. Es wäre dann auch mit dem Herbstanbau schlecht 
bestellt, denn niemand wird anbauen, wenn ihm die Ernte weggenommen wird. Ich 
frage, was geschehen soll, um diesem Zustand vorzubeugen? 

Grünberger: Die Abordnung des land- und forstwirtschaftlichen Arbeitgeberverbandes hat 
mir die gleiche Eingabe überreicht. Ich würde bitten, daß Haueis sich über den Gang 
der Verhandlungen informiert und im nächsten Kabinettsrat darüber berichtet. 

Mayr: Es ist Aufgabe der nächstbeteiligten Staatsämter. 
Resch: Es muß zwischen den Arbeitern und Bauern verhandelt werden, eventuell im 

Einvernehmen mit dem Fürsorgeamt. Die In[itiative] muß von hier ausgehen. 
Hanusch: Die beteiligten Staatsämter müssen beide Teile einberufen und sich beraten. Es 

muß eine Einigung versucht werden, aber dazu muß die Regierung die In[itiative] 
ergreifen. Die Landesregierung verhandelt, einen Bericht habe ich noch nicht über 
das Ergebnis. 

Miklas: Hier ist das Verhandeln am Platz, da es sich um österreichische Staatsbürger 
handelt. Was ist mit dem von der Nationalversammlung beschlossenen 
Getreidebewirtschaftungsgesetz? 

Grünberger: Ich bitte, von der - jedenfalls Maßregeln zu treffen, daß die bereits gedroschene 
Frucht nicht tatsächlich wegkommt, sondern die Ablieferung an die 
Kriegsgetreide[anstalt] gesichert wird. Ich habe gehört, daß in Hohenau die Abfuhr 
des gedroschenen Getreides in die Kriegsgetreide[anstalt] unmöglich gemacht wird. 
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Mayr: Landwirtschaft, Volksernährung und Inneres und soziale Verwaltung sollen sich an 
den Verhandlungen offiziell beteiligen [und] in der nächsten Kabinettssitzung Bericht 
erstatten über den Stand der Angelegenheit und Vorschläge zu machen. 

Hanusch: [Das Staatsamt für] Landwirtschaft übernimmt die Führung und die anderen 
Staatsämter sollen im Bedarfsfall zugezogen werden. 

 
[Nächste Sitzung] Freitag 3 Uhr. 
 
 
 

[KRP 202, 13. Juli 1920, Stenogramm Fenz] 
 
202., 13. /7. '20. 
[Zugezogen]: Kralowsky, Körner, Dr. Hecht, Ruber, Froehlich, Ministerialrat Dittes, Huber. 
 
 
Grünberger: Titel eines Hofrats an Regierungsrat i. P. Dr. Anton Greiner. 
Angenommen. 
 
[Grünberger]: Generaldirektor der F[...] Dr. Hugo Spitzer, Titel eines Regierungsrats. 
Angenommen. 
 
 
Mayr: Kärntner Abgeordnete aller drei Parteien sind bei mir erschienen und [haben] 

gebeten, es möge eine Kärntner Abstimmungsmarke vom Staatsamt für Verkehrswesen 
genehmigt werden. 

Pesta: Für diese Marke soll bereits ein Komitee eingesetzt worden sein. 
Mayr: Es handelt sich darum, ob zugestimmt werden kann, falls die Möglichkeit für diese 

Marke besteht. Das muß das Staatsamt für Verkehrswesen entscheiden. 
Pesta: Die Möglichkeit besteht, es ist nur präjudiziell für andere Städte. Wenn sich der 

Kabinettsrat aus politischen Gründen zustimmen - beschäftigen sollte, so bitte ich um 
spatium zur Rücksprache. 

Miklas: [Ich] bin dafür. Es handelt sich nur um die Wirkung auf die Entente. Wenn es sich um 
-. [Ich] bitte um [einen] bejahenden Beschluß unter der Voraussetzung, daß das 
Staatsamt für Äußeres, welches heute nicht vertreten ist, sein placet gibt. 

Mayr: Der Kabinettsrat befürwortet die Sache, wenn keine sachlichen und politischen 
Bedenken vorliegen. 

Angenommen. 
 
 
[Mayr]: Glanz. 
Deutsch: [Ich] möchte bei dieser Gelegenheit berichten, daß Oberst Gosset vor seiner 

Abreise bei mir war. Ich habe ihn immer ersucht, daß Radkersburg geräumt wird. Vor 
seiner Abreise hat er gefragt, ob wir beabsichtigen, wenn die Jugoslaven weggehen - 
gleich militärisch besetzen werden. Es schien mir, daß er lieber sähe, wenn wir 
zunächst Gendarmerie hinschicken. Ich habe das zugesagt und [er] hat das mit 
Befriedigung [zur Kenntnis genommen]. 

[Mayr]: Glanz tritt in unverbindliche Besprechungen mit den Vertretern der südslavischen 
Regierung ein. 

[Miklas]: Unter der Voraussetzung, daß Staatssekretär Renner zustimmt. 
Angenommen. 
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Deutsch: Militärabbaugesetz. 

[Es besteht] völlige Übereinstimmung der Parteien. Es wird von allen drei Parteien 
gewünscht, daß die Vorlage rasch ins Haus kommt. Alle drei Parteien stehen auch auf 
dem Standpunkt, daß man - die Militärpersonen gleichgestellt werden mit den zivilen 
Angestellten. 

Heinl: [Ich] kann [dies] nur bestätigen und die Erklärung abgeben, daß unsere Partei der 
Meinung ist, daß das Haus - [die Vorlage] in der Form Deutsch möglichst rasch 
eingebracht wird. 

Grimm: Ich war nicht [darauf] gefaßt, daß der Ausschuß einstimmig mehr verlangen wird. 
Deutsch: Das Staatsamt für Finanzen soll möglichst genau die Erfordernisse dem Ausschuß 

vorlegen. Jetzt gehen wir bis zu 29 eff.[ektiven] Dienstjahren. [Eine] 
Zusammenstellung soll geliefert werden, wieviel [es kostet] bei 24 Jahren und [bei] 14 
Jahren. 

Angenommen. 
 
 
Deutsch: Disziplinargesetz. 

Es waren nur zwei Streitpunkte in der Kabinettskonferenz. 
Roller hatte Freiheitsstrafen verlangt. Wir sind dann davon abgegangen, weil 

[diese] ohne Verschärfungen keine Wirkung [hat], weil [es] sonst nur [auf eine] 
Kasernierung [hinausläuft]. Die Freiheitsberaubung müßte auch bei den Offizieren 
eintreten. Das würde in Widerspruch stehen mit den zivilen Beamten. Die Parteien 
haben schließlich davon abgesehen von den Freiheitsstrafen. Oberst Körner hat 
erklärt, daß [es darauf ankomme, daß] möglichst bald ein Disziplinarmittel den 
Kommandanten in die Hand gegeben wird. 

Der zweite Streitpunkt war die Zusammensetzung der Disziplinar-Senate. Es ist der 
Grundsatz gemacht [worden], daß sie - immer die Kategorie - unter Vorsitz eines 
Offiziers - entscheidet in der ersten Instanz, dem - [der] der Beschuldigte angehört. 

Die Christlichsozialen haben erklärt, daß sie - der Einbringung der Vorlage im 
Haus kein Widerstand entgegen steht, nicht aber daß sie zustimmen. 

Heinl: Ich bin von meiner Partei beauftragt, zu erklären, daß wir nur für die Einbringung in 
der ursprünglichen Form sind. Die deutschnationale Partei - hat ja dann Gelegenheit, 
seine Abänderungsanträge im Haus einzubringen. 

Roller: Ich weiß nicht, ob es praktisch ist, jetzt wieder auf die alte Fassung zurückzugehen. 
Die Hauptsache ist doch die Einbringung, für die ja alle Parteien sind. 

Ellenbogen: -. 
Deutsch: -. 
Heinl: Unsere Partei hat die schwersten Bedenken gegen Artikel 6, insbesondere bezüglich 

der Wahl -. Unter der Voraussetzung, daß wir im Haus freie Hand behalten, stimmen 
wir der Einbringung zu. 

Angenommen. 
 
 
Mayr: Wahlordnung. 
Froehlich: Wir haben ein Mantelgesetz über die Wahl und Novellierung der 

Nationalversammlung verfaßt und die Wahlordnung. Es handelt sich hauptsächlich 
um die Frage der Verwendung der Reststimmen. 

Zwei Möglichkeiten: 1.) Ein zweites und drittes Skrut[ium] mit Zusammenziehung 
mehrerer Wahlkreise. 2.) Nur ein zweites Skr[utium] für die Summe aller Wahlkreise. 
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Die zweite Möglichkeit wurde von den Parteien akzeptiert. Es ist eine feste Zahl von 
15 Mandaten, die Reststimmen werden zusammengezählt. 

Eine Frage ist offen geblieben und soll erst im Verfassungsausschuß bereinigt 
werden. Kein Land soll ein Mandat verlieren, das nicht auch Gebiete verloren hat. In 
Betracht gezogen wurde, ob nicht innerhalb der Länder die Mandate verändert 
werden sollen. Darüber soll der Ausschuß entscheiden (Antrag ?Adler). 

Das Mantelgesetz soll: 
1.) ... 
2.) Lücken, [die] in der Verfassung kritisiert wurden, ausfüllen; 
3.) die Befugnis, die die provisorische Nationalversammlung auf die 

konstituierende Nationalversammlung übertragen hat, soll auf die 
Nationalversammlung übertragen werden. 

Einbringung genehmigt. 
 
 
Mayr: Gesetz über die Annexion Westungarns. 

Es wurden seinerzeit zwei Mitglieder des Kabinetts (Eldersch und Mayr) - der 
Einbringung zustimmen. Diese Betrauung ist gegenstandslos geworden. 

Froehlich: Begründet die Notwendigkeit der Einbringung des Gesetzes. 
Mayr: Auf Seite der christlichsozialen Partei sind Bedenken gegen § 5 [vorgebracht worden, 

daß dieser] zu wenig dem autonomen -. 
Deutsch: § 10 sagt im wesentlichen, daß wir die ungarischen Beamten übernehmen können. 

Das ist eine arge Fessel. Bei uns werden wir die größten Schwierigkeiten haben, weil 
doch alle unsere Beamten, welche den Abbau fürchten, dort unterkommen möchten. 

Auch soll [es] anstelle "hinreichend" "vollständig" mächtig heißen in einem ganz 
deutschen Land wie Westungarn. 

Froehlich: Wir haben schon jetzt westungarische Beamte in unsere Dienste übernommen, die 
wir sehr gut brauchen können, schon wegen § 7 - weil wir das ungarische Recht 
übernehmen. 

Roller: Auch ich habe die Empfindung, daß die Achillesferse § 10 ist. Wer die Beamten stellt, 
hat die Macht, zumal in Ödenburg unter den Beamten, Lehrern, sehr viele 
magyarischen Gesinnte sind. Ich bitte, daß die Sache noch einmal überlegt wird. 

In § 1 [heißt es] "von Ungarn abzutretendes Gebiet". Ist es nach dem 
Friedensvertrag notwendig, daß die Ungarn einen positiven Akt setzen? 

Grimm: Im § 10 [ist eine] harte Unbilligkeit gegen alle Beamten, die deutscher Nationalität 
sind und nicht übernommenen sind und denen man Pensionen zahlt. Wenn wir 
ungarische Beamte übernehmen, so ist das eine Unbilligkeit und belastet uns sehr. 
Man sollte die Richtlinien [...] anwenden. 

Miklas: Ad § 10 - siehe Gesetzestext. 
Ad § 7: Die Ermächtigung, die im Punkt 2 gegeben wird, ist eine ganz kolossale 

Vollmacht, die [für] eine Regierung, insbesondere für die gegenwärtige, eigentlich 
unpolitische Regierung kaum zu tragen ist. 

Ich bitte, nach dem Wort "ermächtigt" den Zusatz "mit Zustimmung des 
Hauptausschusses" [einzuschalten]; eventuell noch: "je nach der Materie die 
qualifizierte Mehrheit des Hauptausschusses erforderlich" je nachdem dies in der 
Nationalversammlung erforderlich wäre. 

Ad § 1: Zustimmung zu Roller. Wenn man schon etwas sagen will, anstelle "von 
Ungarn abzutretendes Gebiet" - diesen Passus ganz wegzulassen. 

[Ich stelle zur] Erwägung, ob nicht statt 'Burgenland' 'Heinzenland' zu sagen wäre. 
Heinl: [Ich] schließe mich Miklas an. 

Ich höre von Froehlich, daß bereits Beamte angestellt wurden. [Ich] bitte um 
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Aufklärung wer angestellt wurde und von wem? 
Deutsch: Schließt sich Miklas betreffend § 10 an. 

Was § 1 anbelangt, so bin ich damit einverstanden, daß man - "von Ungarn 
abzutretendes Gebiet" gestrichen wird. 

Ad § 7: Es ist richtig, daß wir hier eigenmächtig vorgehen. Aber ich kann mich 
nicht [der Ansicht] anschließen, daß [das] nur mit Ermächtigung des 
Hauptausschusses gemacht wird. Das ist eine interne Sache. Den Bedenken kann aber 
[dadurch] Rechnung getragen [werden], daß wir nur ein Provisorium schaffen - 
indem man [in] Punkt 3 sagt: Diese Maßnahmen sind nur provisorisch, sie sind im 
ständigen [...]. 

'Burgenland' ist eine neutrale Bezeichnung, 'Heanz' ist ein Schimpfwort. Die 
nördlichen Bewohner werden sich nicht so nennen lassen wollen und die südlichen 
werden keinen Wert darauf legen. 

Froehlich: Ad § 1: [Mit der] Streichung einverstanden. 
Ad 'Burgenland': Wir sind daran gebunden, weil auch das Wehrgesetz schon diese 

Bezeichnung wählte. 
Ad § 7 (2): Wenn wir beispielsweise jetzt nach der Ratif[ikation] das Burgenland in 

die Verwaltung nehmen, so ist sehr dringend, daß wir diese Maßnahme sogleich 
treffen, zumal der Hauptausschuß längere Zeit nicht tagen wird. Die Bestimmung ist 
schon deshalb nicht bedenklich, weil es sich ja nicht darum handelt, österreichische 
Gesetze abzuändern, sondern österreichische Gesetze in Kraft zu setzen. [Eine] 
Autonomieverletzung tritt nicht ein, weil es sich ja nur um Gesetze handelt, die die 
Nationalversammlung und nicht der Landtag beschlossen hat. Vielleicht [könnte man] 
periodische Berichte an die Nationalversammlung [machen] wie bei den 
kriegswirtschaftlichen Vollzugsanweisungen. Es kann sein, daß der Hauptausschuß 
nicht zur Verfügung steht in der fraglichen Zeit, wo vielleicht sofort etwas gemacht 
werden muß. 

Auch glaube ich nicht, daß man im (3.) sagt 'provisorisch', sondern wie gesagt, 
periodische Berichterstattung. Es wird [dem Gesetz] die Fassung [ge]geben, wie dem 
kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetz. 

Roller: Wie steht es mit der Personalhoheit? 
Froehlich: Eine solche Maßnahme erscheint nicht erforderlich, weil die Artikel 64, 65 und 70 

das schon aussprechen. 
Ad § 10: -. 

Roller: Die Č[echoslovakei] hat ihren Beamten eine gewisse Frist gegeben - zur Erlernung 
der deutschen - [tschechischen] Sprache gegeben. Vielleicht [sollte man] den Zusatz 
[einschalten]: "Oder binnen einer gewissen Frist erlernt hat". 

Miklas: Den Bedenken Rollers ist schon Rechnung getragen durch das Wort "können". Eine 
zeitliche Beschränkung ist nicht gegeben, die Leute können auch später übernommen 
werden. Vielleicht könnte man - "insbesonders" zu streichen. 

Angenommen. 
 
Froehlich ad Heinl: Ich glaube, daß die Leute nur in Verwendung genommen wurden. Ich 

glaube nicht, daß sie angestellt wurden, weil sie ja ungarische Staatsbürger waren. 
Heinl: Ist diese Verwendung nur im Inneren erfolgt und auch mit dem Staatsamt für Finanzen 

das Einvernehmen gepflogen worden? 
Froehlich: Nur im Inneren und im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Finanzen. 
 
 
Mayr: Verschiedene Abgeordnete waren bei mir wegen Boykott-Schäden an der Grenze. [Es 

kommt zu einer] schweren Schädigung von Grundbesitzern an der Grenze, weil sie 
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ihre Grundstücke über der Grenze haben. Ich möchte bitten, daß der Kabinettsrat sich 
dazu äußert, wie Grenzbewohnern Erleichterungen gewährt werden können. 

Heinl: Nicht nur Grenzbewohner werden geschädigt, sondern auch mein Ressort bezüglich 
der Kohlenlieferungen. Ich habe in einem Schreiben an das [Staatsamt für] Äußeres 
jede Verantwortung abgelehnt. 

Hanusch: Der Vorsitzende möchte sich mit dem Permanenzkomitee im Einvernehmen mit dem 
Äußeren ins Einvernehmen setzen, weil ja die Regierung den Boykott nicht 
beschlossen hat. 

Grünberger: Auch die Importe von Obst und Gemüse [werden] schwer geschädigt. 
Grimm: Ich möchte bitten, daß wenn diese Frage im Permanenzkomitee [zur Sprache 

kommt], sehr vorsichtig vorgegangen wird, damit kein Präjudiz hinsichtlich der 
Entschädigungen geschaffen wird. 

Miklas: Was den Vorschlag Hanuschs betrifft, so habe ich aus außenpolitischen Gründen die 
größten Bedenken. Eine österreichische Regierung kann sich nur an fremde 
Vertretungen wenden, nicht aber an anonyme Komitees. 

Ich möchte bitten, daß sich Mayr mit dem Hauptausschuß über den Boykott 
bespricht, was der österreichische Staat angesichts der Schäden, die die 
Volkswirtschaft durch den Boykott erleidet, zu tun hat. 

Ellenbogen: Die Amerikaner haben sich bereits mit dem Comitee in Verbindung gesetzt 
bezüglich der Durchlassung von Liebesgaben. 

Mayr: Ich glaube, den Intentionen des Kabinetts [am besten dadurch] zu entsprechen, daß ich 
die Sache mit dem Staatssekretär Dr. R[enner] bespreche und auch die Klagen über 
die Schädigung dem Hauptausschuß mitteile. 

Angenommen. 
 
 
Abgeordneter Richter: Vertrag mit Rußland wegen des Rücktransports unserer 

Kriegsgefangenen. 
Herr Litwinoff hat erklärt, daß die Sowj[etunion] bereit ist, einen Vertrag zu 

schließen und daß insbesondere Offiziere und Mannschaft gleich behandelt werden 1.) 
wenn die österreichische Regierung sich verpflichtet, keine wie immer gearteten 
Waffenlieferungen oder Durchtransporte von Waffen und Kriegsgerät an Polen zu 
gestatten; 2.) wenn die österreichische Regierung sich verpflichtet, die internierten 
ungarischen Volkskommissare auf freien Fuß zu setzen und sie nach Rußland zu 
lassen. 

Ich habe eingewendet, daß uns vielleicht die Entente zwingen könnte, den 
Durchtransport von Waffen zu gestatten. Er hat darauf erwidert, daß sei Sache der 
österreichischen Regierung und er glaube, daß vielleicht die russische Regierung in 
den entsprechenden Anstrengungen der österreichischen Regierung gegen solche 
Durchtransporte - [diese als] die Erfüllung des Vertragen ansehen dürfte. 

Ad § 6: Wir haben noch Briefe gewechselt, daß wenn innerhalb 14 Tagen die 
Ratifizierung erfolgt, von 5. Juli an die Transporte gehen. 

Heinl: Wieviele Kriegsgefangene befinden sich noch in Rußland und wie lange dauert der 
Abtransport noch? 

Der § 4 erscheint mir sehr bedenklich - Freizügigkeit ist zu gewähren. Ich wehre 
mich nicht gegen diese Freizügigkeit, aber es können sehr unangenehme Dinge für die 
österreichische Regierung entstehen. Viele Ungarn, die hier sind, wollen des Kun 
habhaft werden und viele Anhänger von Kun - Reibungen. 

Renner und Schober sollen [sich] äußern. 
Miklas: Ich bin für die möglichst rasche Verabschiedung des Vertrages. 

Aber [es handelt sich um ein] Politik[um], daher [kann man es] heute nicht 
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verabschieden. Morgen soll der Hauptausschuß über § 4 entscheiden. Roller soll sich 
über die Rechtsfrage äußern. Renner hat seinerzeit gesagt, Italien verlangt unbedingt 
die Internierung. 

Ich bin schon sehr für die rasche Abtransportierung der Volkskommissare nach 
Rußland, aber nicht für die Freizügigkeit hier. 

Bedenklich [ist] § 2, Absatz 2. Wir haben mit diesen russischen Delegierten vor 1½ 
Jahren sehr unangenehme Erfahrungen gemacht. Es mußte eine Überwachung Platz 
greifen - Kommunisten. Es ist möglich, daß diese Delegierten mit ähnlichen Aufgaben 
kommen. Ich wäre dafür, daß man darüber den Staatssekretär für Inneres und Schober 
hört. 

Ich bitte um die Hinausschiebung auf 24 Stunden bis der Hauptausschuß -. 
Deutsch: Renner hat mich ermächtigt, zu erklären, daß er von seinem Ressortstandpunkt dem 

Vertrag zustimmen muß. Aber der Hauptausschuß kann ja gehört werden. [Eine] 
Beschleunigung [ist] erforderlich, da Rußland schon ratifiziert hat und die 
Öffentlichkeit das erfahren kann. 

Wir haben die Freizügigkeit so aufgefaßt, daß es sich um eine Freizügigkeit nach 
Rußland handelt und daß alles vorgekehrt wird, daß sie nach Rußland kommen. Auch 
handelt es sich nur um Kun und Vago. Der russischen Regierung handelt es sich 
[darum], daß sie zu ihnen kommen und uns [darum], daß sie hinkommen. Die beiden 
Wünsche treffen sich. 

Was die Kommission anbelangt, so glaube ich, daß die Zeiten sich geändert haben. 
Auch handelt es sich jetzt nur um fünf, die auf einige Monate kommen. Auch haben wir 
dort eine Kommission und können daher schwer Nein sagen. 

Ich stelle den Antrag: Das Kabinett erteilt die Zustimmung vorbehaltlich der 
Genehmigung durch den Hauptausschuß. 

Roller: Die Sache muß ganz getrennt behandelt werden vom Auslieferungsverfahren. Es ist 
natürlich ausgeschlossen, daß das binnen 24 Stunden geschieht. Es wird der Fall - Ich 
muß es dem Kabinett überlassen aus höheren politischen Rücksichten unabhängig vom 
Auslieferungsverfahren vorgegangen wird - vorzugehen getrennt von der Frage der 
Erledigung des Auslieferungsbegehrens. 

Miklas: [Ich] bitte, daß Richter, Breisky, Roller und Deutsch eingeladen werden. 
Angenommen. 
 
 
Mayr: Erhöhung der Tabak[ersatz]-Lizenzgebühr. Mitteilung, daß [es] an die 

Nationalversammlung geht. 
Zur Kenntnis genommen. 
 
 
2. a) 
Mayr: Es bleibt alles beim Alten. 
Ellenbogen: Die Unterstaatssekretäre haben eine andere Funktion. Ihre jetzige Funktion ist 

genau umgrenzt. 
Breisky: Eldersch hat im Jahr 1919 ein Schreiben an die Unterstaatssekretäre gerichtet. Ist 

eine solche Formalität wieder notwendig? 
Miklas: [Ich] bitte, daß Breisky unter Berufung auf die erste Sitzung des Kabinetts und unter 

Berufung auf die heutige Sitzung uns mitteilt, daß bezüglich der Wirksamkeit [von] 
Kultus und Unterricht alles beim Alten bleibt. 

Angenommen. 
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10. 
Pesta: < >. 
Ellenbogen: [Ich] beantrage den Dank an Dittes [auszusprechen] für die ausgezeichnete 

Arbeit, die geeignet ist, im Ausland unseren Ruf in ein glänzendes Licht zu stellen. 
Der Entwurf soll so rasch als möglich behandelt werden. 
[Außerdem ist ein] unzweideutiger Beschluß [notwendig], wie sich das 

E[lektrizitäts]amt in Bezug auf die bereits begonnen Arbeiten bis zur Beschlußfassung 
der Nationalversammlung zu verhalten hat. Es sind zuerst 95 Mill[ionen] unter dem 
Titel Notstandsbauten vom Staatsrat bewilligt worden, die vom Kabinettsrat bis auf 
200 Mill[ionen] erhöht wurden. 

Ich beantrage, daß der Kabinettsrat beschließt: Das Elektrizitätsamt ist ermächtigt, 
die schon eingeleiteten Arbeiten fortzusetzen, jedoch nur im Rahmen des unbedingt 
Nötigen, daß es aber verpflichtet ist, über die Grenzen der Ausgaben sich mit dem 
Staatsamt für Finanzen in unmittelbarer Fühlung zu halten. 

Grimm: [Ich] bitte, aus diesem Antrag nicht schließen zu dürfen, daß das Staatsamt für 
Finanzen schon sein Einverständnis gibt, daß [es] ohne Rücksicht auf die finanzielle 
Lage zustimmt. 

Wir müssen unbedingt darauf bestehen, daß eine weitgehende Einschränkung der 
Arbeiten erfolgt. 

Unter der Bedingung, daß [sich] das Elektrizitätsamt immer vorher mit uns wegen 
der Kredite ins Einvernehmen setzt, ist das Staatsamt für Finanzen einverstanden - 
Limitierung des Betrages im Vormonat für den nächsten Monat unter Zurückstellung 
anderer Bedürfnisse. 

Mayr: Vorlage genehmigt. Der Antrag Ellenbogen [wird] mit dieser Einschränkung 
angenommen. 

 
 
3.) 
Glöckel: Verbot der Ausfuhr von Gegenständen geschichtlicher ... Bedeutung. 
Angenommen. 
 
 
4.) 
Hanusch: Invalidenbeschäftigungsgesetz. 

Die Leute sind schon entlassen und werden entlassen. Sie können keine 
Beschäftigung finden, müssen wieder auf Staatskosten in andere Heime gebracht und 
erhalten werden. Das geht nicht weiter. 

Das Gesetz sieht vor, daß auf die ersten 20 Arbeiter ein Invalider und auf je weitere 
20 Arbeiter je ein weiterer Invalider eingestellt wird - [...] der Vollzugsanweisung. 

Bereinigt bis auf zwei Punkte: Das Staatsamt für Handel verlangt, daß dort, wo 
Frauen beschäftigt sind, [diese Betriebe] ausgenommen [werden]. Das Staatsamt für 
Finanzen [verlangt, daß] die Monopolbetriebe ausgeschlossen [werden]. 

[Beides ist] nicht annehmbar. Ad Staatsamt für Handel: Ausgleichstaxe. Ad 
Staatsamt für Finanzen: [Das] geht aus moralischen Gründen nicht. Was der Private 
tun muß, muß der Staat in erster Linie tun. [Die Bestimmung] kann gemildert werden 
durch die vorgesehene Vollzugsanweisung (§ 1, Absatz 2). [Die Monopolbetriebe] 
sind auch in Deutschland nicht ausgenommen. 

Heinl: Ich bin im Prinzip nicht für - [gegen] ein derartiges Gesetz, doch halte ich den 
gegenwärtigen Zeitpunkt nicht für gegeben, ein Gesetz von so schwerwiegender 
Bedeutung einzubringen. [Man sollte] zuwarten bis zum Herbst. Bis dahin Schaffung 
der Grundlagen zur Einbringung durch Verhandlungen mit den Parteien, eventuell 
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Verlängerung der Vollzugsanweisung wegen Einstellung von Arbeitern. 
Grimm: Die Staatsbetriebe besorgen die Aufnahme ihrer Angestellten nach ganz bestimmten 

Grundsätzen. Auch tut die Staatsverwaltung ohnedies finanziell hinlänglich für die 
Invaliden. Bei den Salinearbeitern ergänzt sich [das Personal] nach alter Übung aus 
der bodenständigen Bevölkerung. Immerhin fügen wir uns. 

[Wir sind] aber gegen § 10, Ausgleichstaxe. Sie hat den Zweck, die Unternehmer zu 
verpflichten, die Invaliden aufzunehmen. Der Staat wird [sie] einstellen, wo er kann. 
Aber daß der Staat auch noch Taxen zahlen soll, wenn er [sie] nicht aufnehmen kann, 
geht zu weit. 

Hanusch: Ich warne [davor], einen Vertagungsbeschluß zu fassen. Morgen [ist eine] Sitzung 
der Invaliden, worin schwere Vorwürfe erhoben werden, daß in der abgelaufenen 
Session sozialpolitisch nichts gemacht wurde. 

Mit der Vollzugsanweisung kann ich es nicht machen, weil es darin von Arbeitern 
heißt und die Unternehmer keine Invaliden nehmen als Arbeiter. Auch haben wir heute 
so viele Invalide - Es wird sich handeln um 7-800 Personen. 

Dem Wunsch des Staatsamtes für Finanzen wegen der Ausgleichstaxe wird 
Rechnung getragen. 

Pesta: Eisenbahn, Post und Telegraphie müßten heraus. 
Grimm: Dann müßten auch die Monopole heraus. 
Heinl: [Ich werde keinen Einwand erheben] unter der Voraussetzung, daß wir uns freie Hand 

in der Nationalversammlung vorbehalten und das Staatsamt für Handel -. 
Haueis: Im § 1 sollen nur die ständigen Arbeiter gemeint sein, nicht auch die Saisonarbeiter. 
[Beschluß]: Angenommen. Die Sache mit der Taxe für die Monopolbetriebe geht heraus. 
 
 
6. 
Haueis: Gesetzesbeschlüsse, keine Einwendung. 
 
 
5. a) 
Heinl: Bauordnung für Wien. 
Angenommen. 
 
 
5. b) 
[Heinl]: [Als] Vorsitzenden der Hauptstelle [für] Volksbekleidung beantrage [ich] Spalovsky. 

Ich habe [die] Abgeordnete Freundlich von dieser Absicht verständigt und daß ich 
auch Gewerkschaftsvertreter zuzuziehen - werde. 

Was die Hauptstelle für Volksbekleidung anbelangt, so beabsichtige ich, daraus ein 
staatliches Ökonomat [Ökonmieamt] zu errichten. 

Hanusch: Ich möchte bitten, daß [ein solcher Vorschlag] vorher auf die Tagesordnung 
kommt. 

Vertagt. 
 
 
7. a). 
Breisky: Oberösterreichischer Landtag. 
Angenommen. 
 
 
7. b) 



202 - 1920 - 07 - 13 

50 
 

[Breisky]: -. 
Angenommen. 
 
 
Breisky: Brückenmaut Golling. 
Genehmigt. 
 
 
8. 
[Ellenbogen]: A.G. Linz. 
Heinl: Über den Vertrag ist mit dem Staatsamt für Handel und dem Staatsamt für 

Volkswirtschaft kein Einvernehmen [her]gestellt worden. 
[Ich ersuche um] Zurückstellung, [um] im Sinne der Statuten des WEWA 

[Wasserkraft- und Elektrizitätswirtschatsamtes] [die Sache] vorläufig im Direktorium 
zur Sprache zu bringen. 

Ellenbogen: Wir haben Fachmänner im WEWA, die das beurteilen, daher [ist die Befassung 
des] Direktoriums nicht notwendig. Das Staatsamt für Finanzen ist gefragt worden. 

Grimm: -. 
Vertagt. 
 
 
10. 
[Mayr]: Dank an Ministerialrat Dittes. 
Angenommen. 
 
 
Grimm: Investitionsanlehen Oberösterreich. 

[Ich] beantrage die Zustimmung - im Einvernehmen mit dem Staatsamt für Inneres 
die Zustimmung zu geben. Gesetz verfassen und Nationalversammlung. 

Unter der Voraussetzung -. 
 
 
Haueis: Lohndifferenzen zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern im Marchfeld - 

[gefordert wird eine] 100 %ige Erhöhung. Was kann geschehen, diese 
Lohndifferenzen zu schlichten? 

Die Arbeiter haben gesagt, daß die Ernte beschlagnahmt wird und [sie] den 
Überschuß an das Land Niederösterreich abführen. Das Land Niederösterreich könnte 
doch nicht den Bolschewismus der Arbeiter dadurch unterstützen, daß [es] das 
Getreide, das den Arbeitnehmern - [Arbeitgebern] weggenommen wurde, übernimmt. 

[Es würde ein] ungünstiger Einfluß auf die Ablieferungspflicht der Landwirte 
[ausgeübt]. Auch der Anbau [ist] gefährdet. 

Grünberger: [Ich] bitte, daß Mayr sich orientiert und im nächsten Sitzung - [Kabinettsrat 
darüber berichtet]. 

Resch: Es soll verhandelt werden unter der Führung Haueis'. 
Hanusch: Das Staatsamt für Landwirtschaft - Es muß eine Körperschaft (etwa die 

Landesregierung) die Initiative zu Verhandlungen ergreifen. 
Miklas: -. 
Grünberger: [Ich] bitte den Staatssekretär für Inneres um Maßnahmen, daß die bereits 

gedroschene Frucht an die KGV [Kriegsgetreideanstalt] gelangt. 
Mayr: Sehr wichtige Frage. Landwirtschaft, Volksernährung, Inneres und soziale 

Verwaltung; Führung Landwirtschaft. Bericht [in der] nächsten Kabinettsratssitzung. 
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